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Allgemeine Bedingungen für die Direktversicherung 

Kollektive Direktversicherung 

Stand: 01.2022 (AVB_DV_REN_2022_01) 

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 

die folgenden Bedingungen informieren Sie über Regeln, die für Ihren Versicherungsvertrag gelten. 

Zur besseren Lesbarkeit erfolgen Personenbezeichnungen in der Einzahl, auch wenn mehr als eine Person 
angesprochen sein könnte. Alle Personen- und Funktionsbezeichnungen beziehen sich in gleicher Weise auf 
Frauen und Männer. 

Die sich aus den gesetzlichen Vorschriften und den Allgemeinen Bedingungen ergebenden Rechte und 
Pflichten gelten für den Versicherungsnehmer; einzelne Vorschriften auch für die Versicherte Person. 

Sind Sie Versicherte Person, aber nicht Versicherungsnehmer (z. B. weil Ihr Arbeitgeber auf Ihr Leben die 
Versicherung abgeschlossen hat), dann sprechen wir Sie in den Bedingungen nicht unmittelbar an. Die dort 
festgelegten Rechte und Pflichten betreffen nämlich vorrangig nur den Versicherungsnehmer als unseren 
Vertragspartner, mit dem wir einen Versicherungsvertrag abgeschlossen haben. Die Versicherungsbedin-
gungen sind daher stets im Zusammenhang mit dem Versicherungsvertrag zu sehen, der ergänzende und 
abweichende Regelungen enthalten kann. 

Um Ihnen das Lesen der Allgemeinen Bedingungen zu erleichtern, erläutern wir Ihnen zunächst die wichtigs-
ten Begriffe. 

Aufschubdauer 
Der Zeitraum zwischen dem Versicherungsbeginn 
einer Rentenversicherung und der Zahlung der 
ersten Rente. 

Beitrag 
Der Betrag, der für die vereinbarte Versicherung zu 
zahlen ist; im Versicherungsvertragsgesetz wird der 
Beitrag als Prämie bezeichnet. 

Bezugsberechtigter 
Die in Punkt 1.4.10 genannten Personen, die An-
spruch auf eine Hinterbliebenenleistung im Todes-
fall haben. 

Bewertungsreserven 
Aus der Differenz zwischen den nach dem Nie-
derstwertprinzip angesetzten Buchwerten und den 
höheren Marktwerten von Kapitalanlagen ergeben 
sich die Bewertungsreserven. 

Deckungskapital 
Die nicht für die Risikoübernahme und Kosten ver-
brauchten Beitragsteile sowie die dem Vertrag zuge-
teilten Überschussanteile, bilden das Deckungskapi-
tal. 

Deckungskapital mit Verteilung der Abschluss- 
und Vertriebskosten 
Das Deckungskapital mit Verteilung der Abschluss- 
und Vertriebskosten entspricht bei ungezillmerten  



AVB_DV_REN_2022_01 Seite 2 von 28 

Tarifen (siehe 3.2) dem Deckungskapital. Bei gezil-
lmerten Tarifen entspricht das Deckungskapital mit 
Verteilung der Abschluss- und Vertriebskosten dem 
Deckungskapital, das sich bei gleichmäßiger Vertei-
lung der angesetzten Abschluss- und Vertriebskos-
ten auf die ersten 60 Monate der Aufschubdauer 
ergibt. Beträgt die Aufschubdauer weniger als 
60 Monate, erfolgt die Verteilung auf die Aufschub-
dauer. Die Abschluss- und Vertriebskosten werden 
unter Beachtung der aufsichtsrechtlichen Höchstzil-
lmersätze (siehe Abschnitt 3) angesetzt. 

Rechnungsgrundlagen 
Rechnungsgrundlagen sind die Grundlagen, die für 
die Kalkulation Ihrer Versicherung benötigt werden: 
• Langlebigkeitsrisiko (Sterbetafel DAV 2004 R)
• Rechnungszins in Höhe von 0,25 %
• Kosten (z. B. für Verwaltung des Vertrags).

Rechnungszins 
Mindestverzinsung Ihres Deckungskapitals. 

Rentengarantiezeit 
Rentenzahlungen erfolgen mindestens für die Dau-
er der Rentengarantiezeit, auch wenn die Versi-
cherte Person während dieser Zeit stirbt. 

Überschussanteile 
Überschussanteile resultieren aus den von Swiss 
Life erzielten Gewinnen. Man unterscheidet z. B. 

zwischen Zins- und Risikoüberschüssen. Zinsüber-
schüsse werden durch gewinnbringende Kapitalan-
lagen von Swiss Life erwirtschaftet, Risikoüber-
schüsse ergeben sich aus der vorsichtigen Kalkula-
tion der Versicherungen. 

Versicherte Person 
Person, auf deren Leben der Versicherungsschutz 
besteht. 

Versicherungsnehmer 
Versicherungsnehmer ist die (juristische) Person, 
die den Versicherungsvertrag mit uns, der Versiche-
rungsgesellschaft, abschließt. 

Versicherungsperiode 
Die Versicherungsperiode beträgt bei einmaliger 
Beitragszahlung ein Jahr. Bei laufender Beitrags-
zahlung entspricht sie dem jeweiligen Beitragszah-
lungsabschnitt. 

Versicherungsschein 
Für Kollektivtarife ist der abschließende Kollektiv-
versicherungs-Vertrag der Versicherungsschein. 
Die Versicherte Person erhält einen sogenannten 
Versicherungsausweis. In diesen Bedingungen wird 
einheitlich von Versicherungsschein gesprochen. 
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1 Versicherungsschutz und Leistungen 

1.1 Wann beginnt der Versicherungsschutz? 

Der Versicherungsschutz besteht ab dem vertrag-
lich vereinbarten, im Versicherungsschein angege-
benen Versicherungsbeginn, nicht jedoch vor Ein-
gang des ersten oder einmaligen Beitrags (Einlö-
sungsbeitrag). 

1.2 Welche Leistungen erbringen wir? 

1.2.1 Leistungen erbringen wir, wenn die Versicher-
te Person das Ende der Aufschubdauer erlebt (Er-
lebensfall) oder – sofern vereinbart – wenn die Ver-
sicherte Person stirbt. Als Erlebensfall-Leistung ist 
eine lebenslange Rentenzahlung vereinbart. Optio-
nal leisten wir eine Kapitalauszahlung, sofern diese 
Option vertraglich vereinbart wurde. 

Im Erlebensfall 

1.2.2 Erlebt die Versicherte Person den vereinbar-
ten Rentenzahlungsbeginn, zahlen wir mindestens 
die vereinbarte garantierte Rente, so lange die Ver-
sicherte Person lebt. 

Die Renten werden je nach Vereinbarung jährlich, 
halbjährlich, vierteljährlich oder monatlich vorschüs-
sig an den vereinbarten Fälligkeitsterminen gezahlt. 

1.2.3 Erlebt die Versicherte Person den vereinbar-
ten Rentenzahlungsbeginn und ist eine Rentenga-
rantiezeit vereinbart, zahlen wir die vereinbarte 
Rente mindestens bis zum Ablauf der Rentengaran-
tiezeit, unabhängig davon, ob die Versicherte Per-
son diesen Termin erlebt. Im Falle des Todes der 
Versicherten Person vor Ablauf der Rentengaran-
tiezeit erfolgt die Rentenzahlung jedoch nur an be-
zugsberechtigte Personen im Sinne dieser Versi-
cherungsbedingungen. 

Abrufphase 

1.2.4 Sie haben bei Vertragsabschluss die Möglich-
keit, einen flexiblen Rentenbeginn zu vereinbaren. 
Dies gilt nur, sofern zusätzlich keine Hinterbliebe-
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nenrenten-Zusatzversicherung vereinbart wurde. 
Diese Abrufphase kann auch beitragsfrei gestaltet 
werden. 

Die Abrufphase beginnt frühestens ab dem 
62. Lebensjahr der Versicherten Person.

Ist eine Abrufphase vereinbart, können Sie jeweils 
mit einer Frist von einem Monat wählen, ab wel-
chem Monatsersten innerhalb der Abrufphase die 
Zahlung der Leistung erfolgen soll. Die Höhe der 
garantierten Rente zum Beginn des Versicherungs-
jahres ist aus dem Versicherungsschein ersichtlich. 

Ist keine Abrufphase vereinbart, können Sie gleich-
wohl eine vorgezogene Leistung aus einer Direkt-
versicherung ab dem 62. Lebensjahr mit einer Frist 
von einem Monat in Anspruch nehmen. Die Rente 
wird dabei nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen neu berechnet. 

Verlängerungsoption 

1.2.5 Sie können spätestens einen Monat vor dem 
Zeitpunkt des vereinbarten Rentenbeginns in Text-
form verlangen, dass die Hauptversicherung im 
Rahmen der von uns festgelegten Tarifgrenzen und 
Konditionen einmalig und ohne Gesundheitsprüfung 
für einen Zeitraum von höchstens 5 Jahren bei-
tragsfrei verlängert wird, sofern die Versicherte 
Person den ursprünglich vereinbarten Beginn der 
Rentenzahlung erlebt. Für den hinausgeschobenen 
Rentenbeginn bzw. Leistungszeitpunkt gelten die 
gleichen Gestaltungsmöglichkeiten wie für den ur-
sprünglich vereinbarten Rentenbeginn, insbesonde-
re 1.2.2 bis 1.2.6. 

Optionale Kapital- oder Teilkapitalauszahlung 

1.2.6 Anstelle der Rentenzahlung leisten wir zum 
Fälligkeitstag der ersten Rente eine Teilkapitalaus-
zahlung bis maximal 30 % des vorhandenen Kapi-
tals, wenn die Versicherte Person diesen Termin 
erlebt. Optional können Sie auch eine vollständige 
Kapitalauszahlung beantragen, sofern diese Option 
vertraglich vereinbart wurde. Hierfür muss uns ein 
Antrag auf Kapital- oder Teilkapitalauszahlung spä-
testens 3 Monate vor dem Fälligkeitstag der ersten 
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Rente zugehen (Kapitalwahlrecht). Mit der Kapital-
auszahlung endet die Versicherung. Im Fall der 
Teilkapitalauszahlung zahlen wir den vereinbarten 
Betrag aus, wodurch sich die Rentenhöhe reduziert. 
Voraussetzung für die Teilkapitalauszahlung ist, 
dass die reduzierte Rente die erforderliche Min-
destrentenhöhe von 300 Euro jährlich nicht unter-
schreitet. 

Die Option auf Kapitalauszahlung gilt ferner auch 
für Leistungen an bezugsberechtigte Hinterbliebe-
ne, sofern ein steigender Hinterbliebenenschutz 
versichert war und daraus Leistungen fällig werden. 
Die Option muss dann im Leistungsfall vom be-
zugsberechtigten Hinterbliebenen ausgeübt wer-
den. 

1.2.7 Ist eine Abrufphase vereinbart, kann während 
der Abrufphase eine Kapitalauszahlung abgerufen 
werden. Hierfür muss uns ein Antrag auf Kapital-
auszahlung spätestens 3 Monate vor der ge-
wünschten Kapitalauszahlung vorliegen. 

Im Todesfall 

1.2.8 Ist für den Todesfall eine Leistung vereinbart 
(z. B. steigender Hinterbliebenenschutz), so wird 
diese bei Tod der Versicherten Person an die be-
zugsberechtigte Person in Form einer sofortbegin-
nenden lebenslangen Hinterbliebenenrente fällig. 
Für Waisen wird eine Hinterbliebenenrente in der 
Regel jedoch maximal bis zum 25. Lebensjahr ge-
zahlt (siehe 1.4.10). Sind zum Todesfallzeitpunkt 
vor Rentenbeginn keine für den steigenden Hinter-
bliebenenschutz bezugsberechtigten Personen im 
Sinne der Versicherungsbedingungen vorhanden, 
kann statt der versicherten Todesfall-Leistung ein 
zweckgebundenes Sterbegeld gezahlt werden. Das 
Sterbegeld errechnet sich aus der im Todesfall vor 
Rentenbeginn vorgesehenen Hinterbliebenenleis-
tung und ist im Rahmen der gesetzlichen Möglich-
keiten auf 8.000 Euro begrenzt. 

Die sofortbeginnende Hinterbliebenenrente aus 
dem steigenden Hinterbliebenenschutz wird aus 
den bis zum Tod entrichteten Beiträgen ohne Zin-
sen und ohne die Beiträge für etwa eingeschlosse-
ne Zusatzversicherungen gebildet. Ist eine Abruf-
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phase vereinbart, so werden bei Tod der Versicher-
ten Person zwischen dem frühesten und dem spä-
testen Altersrentenbeginn, die zu Beginn des lau-
fenden Versicherungsjahres optionale Kapitalaus-
zahlung zuzüglich der im laufenden Versicherungs-
jahr entrichteten Beiträge (ohne Zinsen und ohne 
die Beiträge für etwa eingeschlossene Zusatzversi-
cherungen) als Einmaleinlage für eine sofortbegin-
nende Hinterbliebenenrente verwendet. 

Rechnungsgrundlagen 

1.2.9 Die geschlechtsunabhängige Beitragskalkula-
tion in der Aufschub- und Rentenbezugsphase ba-
siert auf Sterbetafeln der Deutschen Aktuarvereini-
gung (DAV 2004 R) und einem Rechnungszins in 
Höhe von 0,25 %. 

Sonstige Regelungen 

1.2.10 Außer den in den Informationen über den 
Versicherungsschutz ausgewiesenen garantierten 
Leistungen erhalten Sie weitere Leistungen aus der 
Überschussbeteiligung (siehe 1.3 und Ab-
schnitt 10). 

1.2.11 Weitere Einzelheiten über Art, Umfang und 
Fälligkeit der Versicherungsleistung finden Sie im 
Versicherungsschein. Im Falle etwaiger Widersprü-
che haben die im Versicherungsschein getroffenen 
Vereinbarungen vor diesen Bedingungen Vorrang. 

1.3 Wie sind Sie an unseren Überschüssen 
beteiligt? 

1.3.1 Wir beteiligen unsere Versicherungsnehmer in 
ihrer Gesamtheit gemäß § 153 Versicherungsver-
tragsgesetz (VVG) an den etwaigen Überschüssen 
und Bewertungsreserven (Überschussbeteiligung). 
Die Überschüsse werden gemäß den Vorschriften 
des Handelsgesetzbuchs ermittelt und jährlich im 
Rahmen unseres Jahresabschlusses festgestellt. 
Die Bewertungsreserven werden dabei im Anhang 
des Geschäftsberichts veröffentlicht. Der Jahresab-
schluss wird von einem unabhängigen Wirtschafts-
prüfer geprüft und ist unserer Aufsichtsbehörde 
einzureichen. Sie können den Geschäftsbericht 
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jederzeit bei uns anfordern. 

Grundsätze und Maßstäbe für die Überschussbetei-
ligung der Versicherungsnehmer 

1.3.2 Die Überschüsse stammen im Wesentlichen 
aus den Erträgen der Kapitalanlagen. Von den Net-
toerträgen derjenigen Kapitalanlagen, die für künfti-
ge Versicherungsleistungen vorgesehen sind (§ 3 
der Verordnung über die Mindestbeitragsrückerstat-
tung in der Lebensversicherung - Mindestzufüh-
rungsverordnung), erhalten die Versicherungsneh-
mer insgesamt mindestens den in dieser Verord-
nung in ihrer jeweils gültigen Fassung genannten 
Prozentsatz. In der derzeitigen Fassung der Ver-
ordnung sind grundsätzlich 90 % vorgeschrieben 
(§ 4 Abs. 3, § 5 Mindestzuführungsverordnung). 
Daraus werden zunächst die garantierten Versiche-
rungsleistungen finanziert. Die verbleibenden Mittel 
verwenden wir für die Überschussbeteiligung der 
Versicherungsnehmer.

Weitere Überschüsse entstehen insbesondere 
dann, wenn Sterblichkeit bzw. Lebenserwartung 
und Kosten günstiger sind, als bei der Tarifkalkula-
tion angenommen. Auch an diesen Überschüssen 
werden die Versicherungsnehmer gemäß den je-
weils geltenden gesetzlichen Vorgaben angemes-
sen beteiligt und zwar nach derzeitiger Rechtslage 
am Risikoergebnis (Langlebigkeit) grundsätzlich zu 
mindestens 90 % und am übrigen Ergebnis (ein-
schließlich Kosten) grundsätzlich zu mindestens 
50 % (§ 4 Abs. 4 und 5, § 5 Mindestzuführungsver-
ordnung). 

1.3.3 Die verschiedenen Versicherungsarten tragen 
unterschiedlich zum Überschuss bei. Wir haben 
deshalb gleichartige Versicherungen zu sogenann-
ten Bestandsgruppen zusammengefasst. Be-
standsgruppen bilden wir beispielsweise, um das 
versicherte Risiko wie das Todesfall-, Langlebig-
keits- oder Berufsunfähigkeitsrisiko zu berücksichti-
gen. Die Verteilung des Überschusses auf die ein-
zelnen Bestandsgruppen orientiert sich daran, in 
welchem Umfang sie zu seiner Entstehung beige-
tragen haben. 

Den Überschuss führen wir der Rückstellung für 
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Beitragsrückerstattung zu, soweit er nicht in Form 
der sogenannten Direktgutschrift bereits unmittelbar 
den überschussberechtigten Versicherungen gut-
geschrieben wird. Diese Rückstellung dient dazu, 
Ergebnisschwankungen im Zeitablauf zu glätten. 
Sie darf grundsätzlich nur für die Überschussbetei-
ligung der Versicherungsnehmer verwendet wer-
den. Nur in Ausnahmefällen und mit Zustimmung 
der Aufsichtsbehörde können wir hiervon nach 
§ 140 Abs. 1 Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG)
abweichen, soweit die Rückstellung nicht auf be-
reits festgelegte Überschussanteile entfällt. Nach
der derzeitigen Fassung des § 140 Abs. 1 VAG
können wir im Interesse der Versicherungsnehmer
die Rückstellung für Beitragsrückerstattung auch
heranziehen: zur Abwendung eines drohenden
Notstands oder zum Ausgleich unvorhersehbarer
Verluste aus den überschussberechtigten Verträ-
gen, die auf allgemeine Änderungen der Verhältnis-
se zurückzuführen sind, oder zur Erhöhung der
Deckungsrückstellung, wenn die Rechnungsgrund-
lagen aufgrund einer unvorhersehbaren und nicht
nur vorübergehenden Änderung der Verhältnisse
angepasst werden müssen.

Wenn wir die Rückstellung für Beitragsrückerstat-
tung zum Verlustausgleich oder zur Erhöhung der 
Deckungsrückstellung heranziehen, belasten wir die 
Versichertenbestände verursachungsorientiert. 

1.3.4 Bewertungsreserven entstehen, wenn der 
Marktwert der Kapitalanlagen über dem Wert liegt, 
mit dem die Kapitalanlagen in der Bilanz ausgewie-
sen sind. Die Bewertungsreserven sorgen für Si-
cherheit und dienen dazu, kurzfristige Ausschläge 
an den Kapitalmärkten auszugleichen. Die Bewer-
tungsreserven, die nach gesetzlichen und aufsichts-
rechtlichen Vorschriften für die Beteiligung der Ver-
träge zu berücksichtigen sind, ermitteln wir mindes-
tens einmal jährlich neu und ordnen sie nach einem 
verursachungsorientierten Verfahren anteilig rech-
nerisch den Verträgen zu. Ein Anspruch auf Beteili-
gung an den Bewertungsreserven entsteht jedoch 
erst bei Vertragsende bzw. Rentenzahlungsbeginn. 
Der dann für diesen Zeitpunkt ermittelte Betrag wird 
zur Hälfte zugeteilt. Auch während des Rentenbe-
zugs werden wir Sie an den Bewertungsreserven 
beteiligen. Aufsichtsrechtliche Regelungen zur Ka-
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pitalausstattung bleiben unberührt. 

1.3.5 Weitere wesentliche Regelungen und Informa-
tionen zu unserer Überschussbeteiligung und zu 
den Überschussverwendungs-Systemen finden Sie 
im Abschnitt 10. 

1.4 Wer erhält die Versicherungsleistung? 

1.4.1 Die Leistung aus dem Versicherungsvertrag 
erbringen wir gemäß den Bestimmungen des Versi-
cherungsscheins. 

Bezugsrecht 

1.4.2 Versicherungsnehmer für die Versicherungen 
seiner Arbeitnehmer ist der Arbeitgeber. Es wird 
Folgendes unwiderruflich vereinbart: Während der 
Dauer des Beschäftigungsverhältnisses ist eine 
Übertragung der Versicherungsnehmer-Eigenschaft 
und eine Abtretung von Rechten aus diesem Ver-
trag auf den versicherten Arbeitnehmer bis zu dem 
Zeitpunkt ausgeschlossen, in dem der versicherte 
Arbeitnehmer sein 61. Lebensjahr vollendet. Eine 
Abtretung oder Beleihung der Ansprüche aus einem 
unwiderruflichen Bezugsrecht durch den Arbeit-
nehmer ist ausgeschlossen, soweit die Beiträge 
gemäß § 3 Nr. 63 EStG steuerlich gefördert wer-
den. Bei Versorgungszusagen mit Entgeltumwand-
lung ist eine Abtretung, Verpfändung oder Belei-
hung durch den Arbeitgeber ausgeschlossen. 

1.4.3 Die Versicherte Person ist der wirtschaftlich 
Berechtigte im Sinne des Geldwäschegesetzes 
(GwG). 

Unverfallbarkeit ab Beginn (Entgeltumwandlung 
oder arbeitgeberfinanziert) 

1.4.4 Dem Arbeitgeber bleibt freigestellt über die 
gesetzlichen Bestimmungen gemäß § 1b Betriebs-
rentengesetz (BetrAVG) hinauszugehen und eine 
Unverfallbarkeit ab Beginn zu vereinbaren. Werden 
hingegen die Beiträge wirtschaftlich von der Versi-
cherten Person getragen (Entgeltumwandlung), so 
gilt immer Unverfallbarkeit ab Beginn. 
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1.4.5 Der Versicherten Person wird sowohl für den 
Todes- als auch für den Erlebensfall ein nicht über-
tragbares und nicht beleihbares unwiderrufliches 
Bezugsrecht eingeräumt. Dieses Bezugsrecht be-
zieht sich auch auf die Überschussanteile. 

Unverfallbarkeit gemäß § 1b BetrAVG 

1.4.6 Die Gestaltung des Bezugsrechts leitet sich 
ab aus der Mindestnorm des BetrAVG. Der Versi-
cherten Person wird sowohl für den Todes- als auch 
für den Erlebensfall unter den nachstehenden Vor-
behalten ein nicht übertragbares und nicht beleihba-
res unwiderrufliches Bezugsrecht eingeräumt. 

1.4.7 Dem Arbeitgeber bleibt das Recht vorbehal-
ten, alle Versicherungsleistungen für sich in An-
spruch zu nehmen, wenn das Arbeitsverhältnis vor 
Eintritt des Versorgungsfalls endet, es sei denn, die 
Versicherte Person hat das 21. Lebensjahr vollen-
det und die Versicherung hat 3 Jahre bestanden. 

Für Zusagen, die nach 2008 und vor 2018 erteilt 
wurden, gilt die bisherige Regelung zur Unverfall-
barkeit weiter (bei Ausscheiden ist das 25. Lebens-
jahr vollendet und die Versicherung besteht 5 Jah-
re). Allerdings bleibt die Anwartschaft auch erhal-
ten, wenn die Zusage ab dem 01.01.2018 3 Jahre 
bestanden hat und bei Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses das 21. Lebensjahr vollendet ist. 

1.4.8 Das Bezugsrecht bezieht sich auch auf die 
Überschussanteile. 

Zahlungsverfügung für den Todesfall 

1.4.9 Für den Todesfall ist eine vereinbarte Hinter-
bliebenenleistung in nachstehender Rangfolge zu 
zahlen an: 

a) den überlebenden Ehegatten, mit dem die Ver-
sicherte Person zum Zeitpunkt des Todes ver-
heiratet war oder den überlebenden Lebens-
partner im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-
setzes (LPartG),

b) die Kinder im Sinne des § 32 Abs. 3 und 4
Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 5 EStG zu gleichen
Teilen,
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c) den Lebensgefährten der Versicherten Person,
sofern uns hierzu eine gesonderte Vereinba-
rung vorliegt,

d) die für das Sterbegeld empfangsberechtigte
Person, sofern die unter Buchstabe a bis c be-
nannten Personen fehlen.

1.4.10 Die vorgenannten für den Todesfall begüns-
tigten Hinterbliebenen haben einen widerruflichen 
Anspruch auf die Hinterbliebenenleistungen für den 
Fall des Todes der Versicherten Person. Ein wider-
rufliches Bezugsrecht kann der Arbeitgeber in Ab-
stimmung mit dem Arbeitnehmer ändern. 

1.5 Was ist zu beachten, wenn Sie eine Versi-
cherungsleistung verlangen? 

Ihre Obliegenheiten (Mitwirkungspflichten) nach 
einem Versicherungsfall 

1.5.1 Wenn Leistungen aus dem Versicherungsver-
trag beansprucht werden sollen, muss uns ein amt-
liches Zeugnis über den Tag der Geburt der Versi-
cherten Person vorgelegt werden. 

1.5.2 Wir können vor jeder Rentenzahlung ein amt-
liches Zeugnis darüber verlangen, dass die Versi-
cherte Person noch lebt, höchstens jedoch einmal 
pro Jahr. 

1.5.3 Der Tod der Versicherten Person ist uns in 
jedem Fall unverzüglich anzuzeigen. Uns ist eine 
amtliche Sterbeurkunde im Original einzureichen, 
die Alter, Geburtsort und Todeszeitpunkt nennt. Zu 
Unrecht empfangene Leistungen sind an uns zu-
rückzuzahlen. 

1.5.4 Die Hinterbliebenenleistungen erbringen wir 
bei Fälligkeit gegen Vorlage einer amtlichen Urkun-
de, durch die das Geburtsdatum der Witwe bzw. 
des Witwers, des Lebenspartners, des Lebensge-
fährten, sofern eine gesonderte Vereinbarung ge-
troffen wurde, bzw. das der Waisen sowie die ver-
wandtschaftliche Beziehung zur Versicherten Per-
son nachgewiesen wird. 
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1.5.5 Ist für den Todesfall eine Leistung vereinbart, 
die über den steigenden Hinterbliebenenschutz 
hinausgeht, ist uns ferner ein ausführliches ärztli-
ches Zeugnis über die Todesursache sowie über 
Beginn und Verlauf der Krankheit, die zum Tod der 
Versicherten Person geführt hat, vorzulegen. 

1.5.6 Zur Klärung unserer Leistungspflicht können 
wir notwendige weitere Nachweise verlangen und 
erforderliche Erhebungen selbst anstellen. Die mit 
den erforderlichen Nachweisen verbundenen Kos-
ten trägt derjenige, der die Versicherungsleistung 
beansprucht. Wir werden die erforderlichen Erhe-
bungen nur auf die Zeit vor der Antragsannahme, 
die nächsten 5 Jahre danach und das Jahr vor dem 
Tod der Versicherten Person erstrecken. 

1.5.7 Unsere Leistungen überweisen wir dem Be-
rechtigten in der Bundesrepublik Deutschland kos-
tenlos. Bei Überweisungen ins Ausland und bei 
Sonderformen der Zahlung (z. B. telegrafische 
Überweisung, Scheck) trägt der Empfangsberech-
tigte die Kosten; bei Überweisungen in Länder au-
ßerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums und 
bei Sonderformen der Zahlung auch die damit ver-
bundene Gefahr. 

1.5.8 Beantragen Sie zum Zeitpunkt des spätesten 
Rentenbeginns keine Kapitalauszahlung oder ver-
zichten Sie auf die Auswahl eines Überschussver-
wendungs-Systems ab Rentenbeginn, zahlen wir 
die vereinbarte Rente mit steigender Überschuss-
rente (siehe 10.4.3). 

1.6 Wann endet Ihr Versicherungsschutz? 

Vor Rentenbeginn endet der Versicherungsschutz 
mit Fälligkeit der optionalen Kapitalauszahlung im 
Erlebensfall oder mit dem Tod der Versicherten 
Person, sofern keine Hinterbliebenenleistungen zu 
erbringen sind. 

Nach Rentenbeginn endet der Versicherungsschutz 
mit der Fälligkeit der letzten Rentenzahlung. 
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1.7 Wie sind das Versicherungsjahr, die Ver-
sicherungsperiode und das Alter für die 
Tarifkalkulation definiert? 

Versicherungsjahr, Versicherungsperiode 

1.7.1 Ein Versicherungsjahr beginnt mit dem Monat 
des im Versicherungsschein genannten Versiche-
rungsbeginns und dauert grundsätzlich 12 Monate. 
Die Versicherungsperiode fällt bei Einmalbeitrags- 
und jährlicher Beitragszahlung mit dem Versiche-
rungsjahr zusammen. Bei unterjähriger Beitrags-
zahlung umfasst die Versicherungsperiode entspre-
chend der Beitragszahlungsweise einen Monat, ein 
Vierteljahr bzw. ein halbes Jahr. 

Rumpfbeginnjahr 

1.7.2 Beträgt der Zeitraum vom Kalendermonat des 
Versicherungsbeginns bis zum Kalendermonat, der 
mit der Hauptfälligkeit des Versicherungsvertrags 
zusammenfällt, weniger als 12 Monate, so liegt ein 
sogenanntes Rumpfbeginnjahr vor. Alle folgenden 
(vollen) Versicherungsjahre beginnen dann jeweils 
mit dem Kalendermonat der Hauptfälligkeit. 

Rumpfendejahr 

1.7.3 Beträgt der Zeitraum vom Kalendermonat der 
Hauptfälligkeit des Versicherungsvertrags bis zum 
Kalendermonat, der mit dem Ende der vereinbarten 
Aufschubzeit zusammenfällt, weniger als 
12 Monate, so liegt ein sogenanntes Rumpfende-
jahr vor. 

Alter für die Tarifkalkulation 

Beim Alter für die Tarifkalkulation wird zwischen 
dem versicherungstechnischen Alter und dem Le-
bensalter unterschieden.  

1.7.4 Das versicherungstechnische Alter entspricht 
den tatsächlichen Lebensjahren der Versicherten 
Person, wobei das bereits begonnene Lebensjahr 
hinzugezählt wird, wenn seit dem Geburtstag bis 
zum Versicherungsbeginn bzw. Erhöhungstermin 
mehr als 6 Monate verstrichen sind. 
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Beispiel: Der Versicherungsbeginn bzw. Erhö-
hungstermin ist der 01.01.2016 und der Geburtstag 
ist der 15.05.1976. Am 15.05.2015 ist das 
39. Lebensjahr vollendet und das 40. Lebensjahr
hat begonnen. Bis zum 01.01.2016 werden mehr
als 6 Monate verstrichen sein. Somit gilt 40 als das
versicherungstechnische Alter.

1.7.5 Das Lebensalter ist das Alter zu Versiche-
rungsbeginn in vollendeten Jahren und Monaten. 

1.7.6 Das angewandte Alter für Ihren Vertrag ist im 
Versicherungsschein geregelt. 

2 Beitragszahlung 

2.1 Was haben Sie bei der Beitragszahlung zu 
beachten und was ist vereinbart? 

2.1.1 Die Beiträge zu Ihrer Versicherung können 
Sie je nach Vereinbarung in einem einzigen Betrag 
(Einmalbeitrag) oder durch Monats-, Vierteljahres-, 
Halbjahres- oder Jahresbeiträge (laufende Beiträge) 
entrichten. 

2.1.2 Laufende Beiträge werden zu Beginn der ver-
einbarten Versicherungsperiode fällig. Die Art der 
Beitragszahlung und die jeweilige Fälligkeit sind 
über eine Vereinbarung im Versicherungsschein 
festgelegt. 

2.1.3 Der erste oder einmalige Beitrag (Einlösungs-
beitrag) ist unverzüglich nach Abschluss des Ver-
trags zu zahlen, jedoch nicht vor dem mit Ihnen 
vereinbarten im Versicherungsschein angegebenen 
Versicherungsbeginn. 

2.1.4 Für die Rechtzeitigkeit der Beitragszahlung 
genügt es, wenn Sie fristgerecht alles getan haben, 
damit der Beitrag bei uns eingeht. Ist die Einzie-
hung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt 
die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag bei 
Fälligkeit eingezogen werden kann und Sie einer 
berechtigten Einziehung nicht widersprechen. 
Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden von 
uns nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch 
dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach 
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unserer schriftlichen Zahlungsaufforderung erfolgt. 
Haben Sie zu vertreten, dass der Beitrag wiederholt 
nicht eingezogen werden kann, sind wir berechtigt, 
künftig die Zahlung außerhalb des Lastschriftverfah-
rens zu verlangen. 

2.1.5 Die Übermittlung Ihrer Beiträge erfolgt auf Ihre 
Gefahr und Ihre Kosten. 

2.1.6 Im Versicherungsfall (bei Tod der Versicher-
ten Person bzw. im Erlebensfall) werden wir etwai-
ge Beitragsrückstände mit der Versicherungsleis-
tung verrechnen. 

2.2 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag 
nicht rechtzeitig zahlen? 

Einlösungsbeitrag 

2.2.1 Wenn Sie den Einlösungsbeitrag nicht recht-
zeitig zahlen, können wir - solange die Zahlung 
nicht bewirkt ist - vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt 
nicht, wenn uns nachgewiesen wird, dass Sie die 
nicht rechtzeitige Zahlung nicht zu vertreten haben. 
Bei einem Rücktritt können wir von Ihnen die 
Kosten der zur Gesundheitsprüfung durchge-
führten ärztlichen Untersuchungen verlangen, 
sofern wir sie getragen haben. 

2.2.2 Ist der Einlösungsbeitrag bei Eintritt des Ver-
sicherungsfalls noch nicht gezahlt, sind wir nicht zur 
Leistung verpflichtet, sofern wir Sie durch gesonder-
te Mitteilung in Textform oder durch einen auffälli-
gen Hinweis im Versicherungsschein auf diese 
Rechtsfolge aufmerksam gemacht haben. Unsere 
Leistungspflicht besteht jedoch, wenn uns nachge-
wiesen wird, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten haben. 

2.2.3 Treten wir nicht zurück, sind Sie zur Beitrags-
zahlung verpflichtet. 

Folgebeitrag 

2.2.4 Wenn ein Folgebeitrag oder ein sonstiger 
Betrag, den Sie aus dem Versicherungsverhältnis 
schulden, nicht rechtzeitig gezahlt worden ist oder 
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eingezogen werden konnte, erhalten Sie von uns 
auf Ihre Kosten eine Mahnung in Textform. Darin 
setzen wir Ihnen eine Zahlungsfrist von mindestens 
2 Wochen. Begleichen Sie den Rückstand nicht 
innerhalb der gesetzten Frist, entfällt oder vermin-
dert sich Ihr Versicherungsschutz. Des Weiteren 
haben wir das Recht, den Vertrag zum Ablauf der 
Zahlungsfrist zu kündigen, sofern Sie mit der Zah-
lung in Verzug geblieben sind. Die Kündigung kann 
bereits mit der Mahnung verbunden werden. Auf die 
Rechtsfolgen werden wir Sie in der Mahnung aus-
drücklich hinweisen. 

Für die Berechnung des verminderten Versiche-
rungsschutzes und des Rückkaufswerts gelten die 
Regelungen zur Beitragsfreistellung bzw. zur Kün-
digung. 

2.3 Können Sie Zuzahlungen leisten? 

2.3.1 Sie können jederzeit vor Rentenbeginn in 
Ihren bestehenden Vertrag freiwillige Zuzahlungen 
leisten. Wenn Sie eine Zuzahlung leisten möchten, 
müssen Sie dies vorher in Textform bei uns anmel-
den. In Textform angemeldete und tatsächlich ge-
leistete Zuzahlungen werden zum darauf folgenden 
Monatsersten gutgeschrieben. Zuzahlungen erhö-
hen die versicherten Leistungen nur des Hauptta-
rifs. 

Im Einzelfall kann es in den letzten 5 Jahren vor 
Rentenbeginn für Sie unvorteilhaft sein, eine Zuzah-
lung durchzuführen. Sofern Sie beabsichtigen, in 
diesem Zeitraum eine Zuzahlung vorzunehmen, 
empfehlen wir Ihnen, sich vor der geplanten Zuzah-
lung mit uns in Verbindung zu setzen. 

2.3.2 Die Erhöhung der Versicherungsleistungen 
errechnet sich nach dem am Erhöhungstermin er-
reichten versicherungstechnischen Alter der Versi-
cherten Person und der restlichen Aufschubdauer 
sowie den bei Vertragsabschluss geltenden Rech-
nungsgrundlagen (siehe 1.2.9). Unsere zum Zeit-
punkt der Zuzahlung gültigen Annahmerichtlinien 
(z. B. ab welcher Summe Gesundheitsfragen zu 
beantworten sind) werden auf die Zuzahlung ange-
wendet. 
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2.3.3 Die Zuzahlung muss mindestens 200 Euro 
betragen. 

2.3.4 Die Summe aus vereinbarten laufenden Bei-
trägen und Zuzahlungen darf die steuerliche 
Höchstfördergrenze pro Kalenderjahr nicht über-
steigen. 

3 Vereinbarung zur Verrechnung der Kosten 

3.1 Welche Kosten entstehen? 

3.1.1 Mit Versicherungsverträgen sind Kosten ver-
bunden. Diese sind in Ihre Beiträge einkalkuliert 
und werden Ihnen daher nicht gesondert in Rech-
nung gestellt. Es handelt sich um Abschluss- und 
Vertriebskosten sowie übrige Kosten. 

3.1.2 Zu den Abschluss- und Vertriebskosten 
gehören insbesondere Abschlussprovisionen für 
den Versicherungsvermittler. Außerdem umfassen 
die Abschluss- und Vertriebskosten die Kosten für 
die Antragsprüfung und Ausfertigung der Vertrags-
unterlagen, Sachaufwendungen, die im Zusam-
menhang mit der Antragsbearbeitung stehen, sowie 
Werbeaufwendungen. Zu den übrigen Kosten 
gehören insbesondere die Verwaltungskosten. 
Diese werden über die gesamte Vertragslaufzeit 
verteilt. Für die Abschluss- und Vertriebskosten 
gelten die Regelungen des folgenden Abschnitts. 

3.2 Für Ihren Versicherungsvertrag wird 
hiermit Folgendes zur Zillmerung verein-
bart 

3.2.1 Es ist vereinbart, dass die Abschluss- und 
Vertriebskosten während der vertraglich vereinbar-
ten Beitragszahlungsdauer aus den laufenden Bei-
trägen bzw. dem Einmalbeitrag getilgt werden. 

3.2.2 Entsprechend der gewählten Tarifart ist die 
Kostenverrechnung unterschiedlich. 

Bei ungezillmerten Tarifen werden die Abschluss-
kosten über die Beitragszahlungsdauer verteilt er-
hoben. 
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Bei gezillmerten Tarifen ist das Verrechnungsver-
fahren gemäß § 4 der Deckungsrückstellungsver-
ordnung (Zillmerung) maßgebend. Hierbei werden 
die ersten Beiträge zur Tilgung eines Teils der Ab-
schluss- und Vertriebskosten herangezogen, soweit 
die Beiträge nicht für Leistungen im Versicherungs-
fall, Kosten des Versicherungsbetriebs in der jewei-
ligen Versicherungsperiode und für die Bildung 
einer Deckungsrückstellung aufgrund von § 25 
Abs. 2 RechVersV in Verbindung mit § 169 Abs. 3 
VVG bestimmt sind. 

Der auf diese Weise zu tilgende Betrag ist gemäß 
Deckungsrückstellungsverordnung auf 2 % der von 
Ihnen während der Laufzeit des Vertrags zu zah-
lenden Beiträge beschränkt. Auch bei späteren 
Erhöhungen gehen wir nach dem dargestellten 
Verfahren vor. 

3.2.3 Die beschriebene Kostenverrechnung hat bei 
gezillmerten Tarifen wirtschaftlich zur Folge, dass 
insbesondere in der Anfangszeit Ihrer Versicherung 
nur geringe Beitragsteile zur Bildung der beitrags-
freien Rente oder für den Rückkaufswert verwendet 
werden können (siehe 5.4 und 5.5). 

3.3 Höhe der einkalkulierten Kosten 

Die Höhe der Abschluss- und Vertriebskosten sowie 
der übrigen Kosten und der darin enthaltenen Ver-
waltungskosten zu Ihrem Vertrag ist in den Informa-
tionen gemäß VVG-Informations-
pflichtenverordnung beziffert. Die Entwicklung des 
Rückkaufswerts sowie der beitragsfreien Rente 
können Sie der Ihnen überlassenen Tabelle ent-
nehmen. 

4 Vereinbarung eines Abzugs bei Beitrags-
freistellung oder Kündigung 

Es wird hiermit ausdrücklich vereinbart, dass im 
Falle einer (teilweisen oder vollständigen) Bei-
tragsfreistellung bzw. im Falle einer (teilweisen 
oder vollständigen) Kündigung ein Abzug er-
folgt. 
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Die Höhe des Abzugs haben wir in Euro und 
Cent für Sie in den Informationen beziffert, die 
Sie vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung erhalten 
haben. 

4.1 Welchen Hintergrund hat der Abzug? 

Mit dem Abzug wird ein Ausgleich für kollektiv ge-
stelltes Risikokapital sowie für verminderte Kapital-
erträge aufgrund vorzeitiger Fälligkeit vorgenom-
men. Außerdem wird die Veränderung der Risikola-
ge des verbleibenden Versichertenbestands ausge-
glichen. 

Ausgleich für kollektiv gestelltes Risikokapital 

4.1.1 Wir bieten Ihnen im Rahmen des vereinbarten 
Versicherungsschutzes Garantien und Optionen. 
Dies ist möglich, weil ein Teil des dafür erforderli-
chen Risikokapitals (Solvenzmittel) durch den Ver-
sichertenbestand zur Verfügung gestellt wird. Bei 
Neuabschluss eines Vertrags partizipiert dieser an 
bereits vorhandenen Solvenzmitteln. Während der 
Laufzeit muss der Vertrag daher solche Mittel zur 
Verfügung stellen. Bei Vertragskündigung gehen 
diese Mittel dem verbleibenden Bestand verloren; 
bei einer Beitragsfreistellung zumindest die zukünf-
tig eingeplanten Solvenzmittel. Deshalb müssen 
diese verlorengegangenen Mittel im Rahmen des 
Abzugs ausgeglichen werden. Der interne Aufbau 
von Risikokapital ist regelmäßig für alle Versiche-
rungsnehmer die günstigste Finanzierungsmöglich-
keit von Optionen und Garantien, da eine Finanzie-
rung über externes Kapital wesentlich teurer wäre. 

Ausgleich für verminderte Kapitalerträge 

4.1.2 Versicherungsprodukte bieten Versicherungs-
schutz für eine vereinbarte Vertragsdauer. Entspre-
chend orientiert sich die Anlagedauer von Kapital-
anlagen an den Laufzeiten der Versicherungsver-
träge. Zur stetigen Ertragserzielung werden Kapita-
lien vor allem in festverzinsliche Wertpapiere ange-
legt. Eine Vertragskündigung kann ein vorzeitiges 
Auflösen von Wertpapierpositionen erfordern. 
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Veränderungen der Risikolage 

4.1.3 Die Kalkulation von Versicherungsprodukten 
basiert darauf, dass die Risikogemeinschaft sich 
gleichmäßig aus versicherten Personen mit einem 
hohen und einem geringeren Risiko zusammen-
setzt. Da Personen mit einem geringen Risiko die 
Risikogemeinschaft eher verlassen als Personen 
mit einem hohen Risiko, wird in Form eines kalkula-
torischen Ausgleichs sichergestellt, dass der Risi-
kogemeinschaft durch die vorzeitige Vertragskündi-
gung kein Nachteil entsteht. Gleiches gilt bei Bei-
tragsfreistellung in dem Umfang, wie sich das Risi-
ko reduziert. 

4.2 Wie wird der Abzug ermittelt? 

4.2.1 Der Abzug beträgt bei Beitragsfreistellung 
oder Kündigung der einzelnen Versicherung 0,05 % 
des Deckungskapitals mit gleichmäßiger Verteilung 
der Abschluss- und Vertriebskosten für jedes Jahr 
der Restlaufzeit (einschließlich einer vereinbarten 
Abrufphase), wenn der gesamte Bestand oder ein 
objektiv beschriebener Teilbestand des zugrunde 
liegenden Kollektivversicherungs-Vertrags beitrags-
frei gestellt oder gekündigt wird. 

Erfolgt die Beitragsfreistellung oder Kündigung der 
einzelnen Versicherung aus anderen Gründen (z. B. 
wegen Beendigung des Beschäftigungsverhältnis-
ses), beträgt der entsprechende Abzugsatz 
0,025 %. 

4.2.2 Der Abzug ist zulässig, wenn er angemessen 
ist. Dies ist im Zweifel von uns nachzuweisen. Wir 
halten den Abzug für angemessen, weil mit ihm die 
Veränderung der Risikolage des verbleibenden 
Versichertenbestands ausgeglichen wird. Zudem 
wird damit ein Ausgleich für kollektiv gestelltes Risi-
kokapital und ein Ausgleich für verminderte Kapital-
erträge vorgenommen. Wenn Sie uns nachweisen, 
dass der aufgrund Ihrer Kündigung oder Beitrags-
freistellung von uns vorgenommene Abzug wesent-
lich niedriger liegen muss, wird er entsprechend 
herabgesetzt. Wenn Sie uns nachweisen, dass der 
Abzug überhaupt nicht gerechtfertigt ist, entfällt er. 
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4.3 Wann wird auf einen Abzug verzichtet? 

In den Fällen  

• der Beitragsfreistellung oder Kündigung ab dem
versicherungstechnischen Alter von 60 Jahren,

• der Fortsetzung der Versorgung durch den
neuen Arbeitgeber (Übertragung),

• von Abfindungen gemäß § 3 BetrAVG

verzichten wir auf einen Abzug. Ebenso verzichten 
wir bei Kündigung einer außerplanmäßig beitrags-
frei gestellten Versicherung auf einen Abzug. 

5 Möglichkeiten bei Zahlungsschwierigkeiten, 
Beitragsfreistellung und Kündigung 

5.1 Welche Möglichkeiten der Überbrückung 
können Sie bei Zahlungsschwierigkeiten 
nutzen? 

Wenn Sie vorübergehend nicht in der Lage sind, die 
Beiträge zu zahlen, stehen außer der Beitragsfrei-
stellung und Kündigung grundsätzlich weitere Mög-
lichkeiten zur Verfügung, um Zahlungsschwierigkei-
ten zu überbrücken. 

5.1.1 Vorbehaltlich der zum jeweiligen Zeitpunkt bei 
uns geltenden Regelungen und vertragsbezogener 
Voraussetzungen, z. B. Vertragszustand und aus-
reichender Rückkaufswert, stehen zur Verfügung: 

• Bonusrückkauf aus der Hauptversicherung
• Teilrückkauf der Hauptversicherung
• Stundung der fälligen Beiträge
• befristete Beitragsfreistellung
• Beitragsfreistellung mit anschließender Wie-

derinkraftsetzung.

Über Einzelheiten geben wir Ihnen bei drohenden 
Zahlungsschwierigkeiten gerne Auskunft. Kontaktie-
ren Sie uns, damit wir gemeinsam nach einer Lö-
sung für Sie suchen können. 

5.2 Sie wollen ein Policendarlehen? 

In der betrieblichen Altersversorgung besteht die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme eines Policendar-
lehens nicht. 

5.3 Stundung der Beiträge 

5.3.1 Für eine Stundung der Beiträge ist eine 
schriftliche Vereinbarung mit uns erforderlich. Die 
Stundung setzt einen entsprechenden Rückkaufs-
wert (siehe 5.5) voraus. 

5.4 Wann können Sie Ihre Versicherung bei-
tragsfrei stellen? 

5.4.1 Sie können jederzeit zum Schluss einer Versi-
cherungsperiode in Textform verlangen, ganz oder 
teilweise von der Beitragszahlungspflicht befreit zu 
werden. 

5.4.2 Setzen Sie die Beitragszahlung aus, verringert 
sich Ihr Versicherungsschutz. Bei Beitragsfreistel-
lung setzen wir die versicherte Leistung ganz oder 
teilweise auf eine beitragsfreie Leistung herab. 

5.4.3 Die beitragsfreie Leistung wird zum Schluss 
der laufenden Versicherungsperiode unter Zugrun-
delegung des Rückkaufswerts gemäß 5.5.3, ver-
mindert um den gemäß Abschnitt 4 vereinbarten 
Abzug und um ausstehende Forderungen (z. B. 
rückständige Beiträge), errechnet. 

Die Berechnung erfolgt nach anerkannten Regeln 
der Versicherungsmathematik mit den Rechnungs-
grundlagen der Beitragskalkulation, die für diesen 
Vertrag gelten. 

Die Beitragsfreistellung Ihrer Versicherung ist 
mit Nachteilen verbunden. Insbesondere in der 
Anfangszeit Ihrer Versicherung sind wegen der 
Verrechnung von Abschluss- und Vertriebskosten 
(siehe Abschnitt 3) nur geringe Beträge zur Bildung 
einer beitragsfreien Rente vorhanden. Auch in den 
Folgejahren stehen nicht unbedingt Mittel in Höhe 
der eingezahlten Beiträge für die Bildung einer bei-
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tragsfreien Rente zur Verfügung. 

Nähere Informationen zur beitragsfreien Rente und 
ihrer Höhe können Sie den Informationen über den 
Versicherungsschutz entnehmen. 

Haben Sie die vollständige Befreiung von der Bei-
tragszahlungspflicht verlangt und erreicht die bei-
tragsfreie Rente den Mindestbetrag von jährlich 
300 Euro nicht, so behalten wir uns das Recht vor, 
im Rahmen der dann gültigen tarifvertraglichen und 
gesetzlichen Regelungen den Leistungsbetrag ge-
mäß 5.5.3 bzw. den Abfindungswert (vgl. § 3 Be-
trAVG) auszuzahlen und den Vertrag zu beenden. 

5.4.4 Im Falle von Elternzeit, Arbeitslosigkeit und 
lang andauernder Krankheit ist auch eine Beitrags-
freistellung unter den gesetzlichen Grenzen ab 
12 Euro jährlich möglich. Wird der Vertrag nicht 
innerhalb von 3 Jahren beitragspflichtig weiterge-
führt, behalten wir uns das Recht vor, im Rahmen 
der dann gültigen tarifvertraglichen und gesetzli-
chen Regelungen den Leistungsbetrag gemäß 5.5.3 
bzw. den Abfindungswert (vgl. § 3 BetrAVG) auszu-
zahlen und den Vertrag zu beenden. 

Teilweise Beitragsfreistellung 

5.4.5 Auch bei teilweiser Beitragsfreistellung gelten 
die vorstehenden Regelungen zur vollständigen 
Beitragsfreistellung entsprechend. Haben Sie nur 
eine teilweise Befreiung von der Beitragspflicht 
beantragt, so ist der Antrag nur wirksam, wenn die 
garantierte Rente nach teilweiser Beitragsfreistel-
lung mindestens 300 Euro pro Jahr beträgt und der 
für den beitragspflichtigen Teil zu zahlende laufen-
de Beitrag 240 Euro jährlich nicht unterschreitet. 

Andernfalls können Sie die vollständige Befreiung 
von der Beitragszahlungspflicht beantragen. Dieser 
Antrag führt zur beitragsfreien Fortsetzung der Ver-
sicherung, wenn die beitragsfreie Rente den Min-
destbetrag erreicht. 

5.4.6 Die Leistungen einer eingeschlossenen Zu-
satzversicherung werden bei teilweiser Beitragsfrei-
stellung entsprechend der reduzierten Leistungen 
der Hauptversicherung (Rente) angepasst. Die 
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Leistungen einer versicherten Beitragsbefreiung bei 
Berufsunfähigkeit werden entsprechend der Bei-
tragsreduzierung herabgesetzt. 

Wiederinkraftsetzung nach Beitragsfreistellung 

5.4.7 Sie können nach einer teilweisen oder voll-
ständigen Beitragsfreistellung die Beitragszahlung 
für die Hauptversicherung innerhalb von 3 Jahren 
ab erstmals unbezahltem Termin wieder aufneh-
men, wenn Sie dies - unter Angabe des gewünsch-
ten Wiederinkraftsetzungstermins - in Textform 
beantragen. Über die Wiederinkraftsetzung ent-
scheiden wir in Abhängigkeit vom Tarif, der Höhe 
der Risikosumme und vom Ergebnis unserer Be-
wertung einer erneuten Risikoprüfung. 

5.4.8 Die beitragsfrei gestellte Zeit kann bei Wie-
derinkraftsetzung durch eine Erhöhung der Beiträge 
oder durch Nachzahlung der Beiträge unter Ein-
rechnung entgangener Zinserträge ausgeglichen 
werden. Wird die beitragsfrei gestellte Zeit nicht 
ausgeglichen, sondern der ursprünglich vereinbarte 
Beitrag weiterhin gezahlt, verringern sich die Leis-
tungen gemäß den versicherungsmathematischen 
Regeln der Tarifkalkulation Ihres Vertrags. 

Die für den beitragsfrei gestellten Teil maßgebli-
chen Rechnungsgrundlagen gelten auch für den 
wieder in Kraft gesetzten Vertragsteil. 

5.5 Wann können Sie Ihre Versicherung kün-
digen und welche Folgen hat dies? 

5.5.1 Eine Kündigung bzw. Teilkündigung führt 
in der Regel aufgrund der gesetzlichen Vorga-
ben lediglich zu einer Beitragsfreistellung und 
nicht zur Auszahlung eines Rückkaufswerts. 

Die Kündigung bzw. Teilkündigung mit Auszahlung 
eines Rückkaufswerts ist grundsätzlich nur in den 
folgenden 2 Ausnahmefällen möglich: 

• sofern eine Anwartschaft auf Versorgungsleis-
tungen bei Beendigung des Beschäftigungsver-
hältnisses noch nicht gesetzlich unverfallbar ist,

• bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnis-



Seite 16 von 28 

ses oder im Versorgungsfall im Rahmen der 
Abfindungsregelung des § 3 Abs. 2 BetrAVG. 

In den genannten Fällen können Sie Ihre Versiche-
rung - jedoch nur bis zu 3 Jahren vor dem verein-
barten Rentenbeginn - jederzeit zum Schluss einer 
Versicherungsperiode ganz oder teilweise in Text-
form kündigen. Falls Sie eine vierteljährliche, halb-
jährliche, jährliche oder einmalige Beitragszahlung 
vereinbart haben, können Sie auch früher als zum 
Ende einer Versicherungsperiode kündigen, und 
zwar mit Frist von einem Monat zum Ende des da-
rauf folgenden Monats. In diesem Fall endet die 
laufende Versicherungsperiode abweichend von 
1.7.1 mit Ablauf dieser Frist. Eine Kündigung wäh-
rend des Rentenbezugs ist nicht möglich. 

Rückkaufswert bei Kündigung 

5.5.2 Ist für den Todesfall aus der Hauptversiche-
rung eine Leistung vereinbart, erstatten wir bei 
Kündigung den Leistungsbetrag nach Maßgabe der 
folgenden Abschnitte 5.5.3 bis 5.5.6. Die Auszah-
lung erfolgt spätestens am 3. Bankarbeitstag nach 
Wirksamwerden Ihrer Kündigung. Wird die Kündi-
gung bereits zum Ende des Monats wirksam, in 
dem uns Ihre Kündigungserklärung zugeht, zahlen 
wir den Leistungsbetrag spätestens 
30 Kalendertage nach Zugang Ihrer Kündigungser-
klärung. 

5.5.3 Der Rückkaufswert gemäß § 169 Abs. 3 VVG 
ist das zum Schluss der laufenden Versicherungs-
periode berechnete Deckungskapital mit gleichmä-
ßiger Verteilung der Abschluss- und Vertriebskos-
ten. 

Die Berechnung erfolgt nach anerkannten Regeln 
der Versicherungsmathematik mit den Rechnungs-
grundlagen der Beitragskalkulation, die für diesen 
Vertrag gelten. 

Wir sind gemäß § 169 Abs. 6 VVG berechtigt, den 
Rückkaufswert angemessen herabzusetzen, soweit 
dies erforderlich ist, um eine Gefährdung der Be-
lange der Versicherungsnehmer, insbesondere 
durch eine Gefährdung der dauernden Erfüllbarkeit 
der sich aus den Versicherungsverträgen ergeben-
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den Verpflichtungen, auszuschließen. Die Herab-
setzung ist jeweils auf ein Jahr befristet. 

Bitte beachten Sie, dass der Rückkaufswert nicht 
notwendig dem Leistungsbetrag entspricht. Der 
Leistungsbetrag ergibt sich vielmehr wie folgt: 

Rückkaufswert (§ 169 Abs. 3 VVG) 
abzüglich Abzug (Abschnitt 4)  
zuzüglich zugeteilte laufende Überschussanteile* 
zuzüglich Schlussüberschussanteile* 
zuzüglich Beteiligung an Bewertungsreserven* 

* soweit gemäß den Regelungen in Abschnitt 10
zugeteilt

Vorhandene Beitragsrückstände, nicht zurückge-
zahlte Vorauszahlungen oder sonstige Forderungen 
werden vom Leistungsbetrag abgezogen. 

Dieser Leistungsbetrag kann also sowohl höher 
als auch niedriger als der Rückkaufswert sein. 
Die Höhe des Rückkaufswerts und des Abzugs 
haben wir in Euro und Cent für Sie in den Informati-
onen beziffert, die Sie vor Abgabe Ihrer Vertragser-
klärung erhalten haben. 

Die Kündigung Ihrer Versicherung ist mit Nach-
teilen verbunden. Insbesondere in der Anfangszeit 
Ihrer Versicherung ist wegen der Verrechnung von 
Abschluss- und Vertriebskosten (siehe Abschnitt 3) 
nur ein geringer Rückkaufswert vorhanden. Der 
Rückkaufswert erreicht auch in den Folgejahren 
nicht unbedingt die Summe der eingezahlten Bei-
träge, da aus diesen auch die Kosten für die lau-
fende Verwaltung Ihres Vertrags finanziert werden. 
Sowohl in der Anfangszeit als auch in den Jahren 
danach erfolgt bei Kündigung oder Beitragsfreistel-
lung der in Abschnitt 4 genannte Abzug. 

Nähere Informationen zum Rückkaufswert, seiner 
Höhe und darüber, in welchem Ausmaß er garan-
tiert ist, können Sie den Informationen über den 
Versicherungsschutz entnehmen. 

Teilweise Kündigung 

5.5.4 Eine Teilkündigung wird nur durchgeführt, 
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wenn die verbleibende beitragspflichtige Rente 
nicht unter einen Mindestbetrag von jährlich 
300 Euro sinkt. Wenn Sie bei Unterschreitung die-
ser Mindestgrenze Ihre Versicherung beenden wol-
len, müssen Sie diese also ganz kündigen. 

Umwandlung in eine beitragsfreie Versicherung bei 
Kündigung 

5.5.5 Ist für den Todesfall keine Leistung aus der 
Hauptversicherung oder lediglich eine Leistung aus 
der Hinterbliebenenrenten-Zusatzversicherung ver-
einbart, wandelt sich die Versicherung bei Kündi-
gung (Voll- oder Teilkündigung) ganz oder teilweise 
in eine beitragsfreie Versicherung mit herabgesetz-
ter Rente um, wenn diese und gegebenenfalls die 
verbleibende beitragspflichtige garantierte Rente 
den Mindestbetrag von jährlich 300 Euro erreicht. 

Für die Bemessung der herabgesetzten beitrags-
freien Rente gilt 5.4.3. Bei Nichterreichen der jewei-
ligen Mindestbeträge behalten wir uns das Recht 
vor, im Rahmen der dann gültigen tarifvertraglichen 
und gesetzlichen Regelungen den Leistungsbetrag 
gemäß 5.5.3 bzw. den Abfindungswert (vgl. § 3 
BetrAVG) auszuzahlen und den Vertrag zu been-
den. 

Beitragsrückzahlung 

5.5.6 Die Rückzahlung der Beiträge können Sie 
nicht verlangen. 

6 Sonstige Änderungen der Versicherung 

6.1 Welche Bestimmungen können geändert 
werden? 

6.1.1 Wir sind berechtigt, wenn es zur Fortführung 
dieser Versicherung notwendig ist, Vertragsbe-
stimmungen, die durch eine höchstrichterliche Ent-
scheidung oder durch einen bestandkräftigen Ver-
waltungsakt für unwirksam erklärt wurden, unter 
Beachtung gegenseitiger Interessen durch Rege-
lungen zu ersetzen, die für beide Seiten zumutbar 
sind und dem Vertragszweck möglichst gerecht 
werden. 
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6.1.2 Diese neuen Regelungen werden 2 Wochen, 
nachdem die neuen Regelungen und die hierfür 
maßgeblichen Gründe dem Versicherungsnehmer 
mitgeteilt worden sind, Vertragsbestandteil. 

6.2 Was passiert bei Beendigung des Be-
schäftigungsverhältnisses? 

6.2.1 Scheidet die Versicherte Person mit unverfall-
barer Anwartschaft vorzeitig aus den Diensten des 
Arbeitgebers aus und ist die versicherungsvertragli-
che Lösung möglich, so überlässt der Arbeitgeber 
der Versicherten Person die Rechtsstellung des 
Versicherungsnehmers. Damit erwirbt die Versi-
cherte Person das Recht zur beitragspflichtigen 
oder beitragsfreien Fortsetzung der Versicherung 
ohne erneute Gesundheitsprüfung (siehe Ab-
schnitt 11). 

6.2.2 Kommt es beim Arbeitgeberwechsel der Ver-
sicherten Person zu einer Übertragung auf den 
neuen Arbeitgeber, so richtet sich die Durchführung 
nach § 4 BetrAVG. 

6.2.3 Erfolgt keine Übertragung gemäß § 4 Be-
trAVG oder Abfindung gemäß § 3 Abs. 2 BetrAVG 
oder liegen die Voraussetzungen für die versiche-
rungsvertragliche Lösung nicht vor, wird die Versi-
cherung im Kollektivversicherungs-Vertrag beitrags-
frei fortgesetzt. 

7 Ihre Obliegenheiten 

Vor und bei Abschluss sowie während der Vertrags-
laufzeit haben Sie Obliegenheiten zu beachten. 
Deren Verletzung hat schwerwiegende Folgen. 

7.1 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeige-
pflicht und welche Folgen hat ihre Verlet-
zung? 

Vorvertragliche Anzeigepflicht 

7.1.1 Wir übernehmen den Versicherungsschutz im 
Vertrauen darauf, dass Sie alle vor Abgabe Ihrer 



Seite 18 von 28 

Vertragserklärung in Textform gestellten Fragen 
wahrheitsgemäß und vollständig beantwortet haben 
(vorvertragliche Anzeigepflicht). Das gilt insbeson-
dere für die Fragen nach gegenwärtigen oder frühe-
ren Erkrankungen, gesundheitlichen Störungen und 
Beschwerden, ärztlichen Behandlungen sowie ge-
gebenenfalls zur beruflichen Tätigkeit, zu berufli-
chen und privaten Risiken. 

7.1.2 Soll das Leben einer anderen Person versi-
chert werden, ist auch diese - neben Ihnen - für die 
wahrheitsgemäße und vollständige Beantwortung 
der Fragen verantwortlich. 

Rücktritt 

7.1.3 Wenn Umstände, die für die Übernahme des 
Versicherungsschutzes Bedeutung haben, von 
Ihnen oder der Versicherten Person (siehe 7.1.2) 
nicht oder nicht richtig angegeben worden sind, 
können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt 
nicht, wenn die vorvertragliche Anzeigepflicht weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt worden ist. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der vorvertragli-
chen Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, 
wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätten (siehe 7.1.9 und 
7.1.10). 

7.1.4 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versiche-
rungsschutz. Haben wir den Rücktritt nach Eintritt 
des Versicherungsfalls erklärt, bleibt unsere Leis-
tungspflicht jedoch bestehen, wenn der nicht oder 
nicht richtig angegebene Umstand weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang unserer 
Leistungspflicht ursächlich war. Haben Sie oder die 
Versicherte Person die Anzeigepflicht arglistig ver-
letzt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet. 

7.1.5 Wenn die Versicherung durch Rücktritt aufge-
hoben wird, zahlen wir den Leistungsbetrag gemäß 
5.5.3. Die Rückzahlung der Beiträge können Sie 
nicht verlangen. 
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Kündigung 

7.1.6 Ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, weil 
die Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht 
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruhte, können wir den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen. 

7.1.7 Wir haben kein Kündigungsrecht, wenn wir 
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätten. 

7.1.8 Kündigen wir die Versicherung, wandelt sie 
sich mit der Kündigung in eine beitragsfreie Versi-
cherung um (siehe 5.4). 

Rückwirkende Vertragsanpassung 

7.1.9 Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätten, werden die anderen 
Bedingungen auf unser Verlangen rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht-
verletzung nicht zu vertreten, werden die anderen 
Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperi-
ode Vertragsbestandteil. 

7.1.10 Erhöht sich durch die Vertragsanpassung 
der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir 
den Versicherungsschutz für den nicht angezeigten 
Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung frist-
los in Textform kündigen. In der Mitteilung werden 
wir Sie auf das Kündigungsrecht hinweisen. 

Ausübung unserer Rechte 

7.1.11 Wir können die Rechte zum Rücktritt, zur 
Kündigung oder zur Vertragsanpassung nur inner-
halb eines Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der 
Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns gel-
tend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlan-
gen. Bei Ausübung unserer Rechte müssen wir die 
Umstände angeben, auf die wir unsere Erklärung 
stützen. Zur Begründung können wir nachträglich 
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weitere Umstände innerhalb eines Monats nach 
deren Kenntniserlangung angeben. 

7.1.12 Unsere Rechte auf Rücktritt, Kündigung und 
Vertragsanpassung sind ausgeschlossen, wenn wir 
den nicht angezeigten Umstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannten. 

7.1.13 Die genannten Rechte können wir nur inner-
halb von 5 Jahren seit Vertragsabschluss ausüben. 
Ist der Versicherungsfall vor Ablauf dieser Frist 
eingetreten, können wir die Rechte auch nach Ab-
lauf der Frist geltend machen. Haben Sie die An-
zeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt, be-
trägt die Frist 10 Jahre. 

7.1.14 Auf unser Anpassungs- und Kündigungs-
recht, geregelt in § 19 VVG, verzichten wir dann, 
wenn die Verletzung der Anzeigepflicht schuldlos, 
also nicht von Ihnen zu vertreten war. 

Anfechtung 

7.1.15 Wir können den Versicherungsvertrag auch 
anfechten, falls durch unrichtige oder unvollständige 
Angaben bewusst und gewollt auf unsere Annah-
meentscheidung Einfluss genommen worden ist. 
Handelt es sich um Angaben der Versicherten Per-
son, können wir Ihnen gegenüber die Anfechtung 
erklären, auch wenn Sie von der Verletzung der 
vorvertraglichen Anzeigepflicht keine Kenntnis hat-
ten. 7.1.5 gilt entsprechend. 

Leistungserweiterung/Wiederherstellung der Versi-
cherung 

7.1.16 Die Regelungen in 7.1.1 bis 7.1.15 gelten bei 
einer unsere Leistungspflicht erweiternden Ände-
rung oder bei einer Wiederherstellung der Versiche-
rung entsprechend. Die Fristen gemäß 7.1.13 be-
ginnen mit der Änderung oder Wiederherstellung 
der Versicherung bezüglich des geänderten oder 
wiederhergestellten Teils neu zu laufen. 

Erklärungsempfänger 

7.1.17 Die Ausübung unserer vorgenannten Rechte 
erfolgt durch eine schriftliche Erklärung, die Ihnen 
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gegenüber abzugeben ist. Sofern Sie uns keine 
andere Person als Bevollmächtigten benannt ha-
ben, gilt nach Ihrem Ableben ein Bezugsberechtig-
ter als bevollmächtigt, diese Erklärung entgegenzu-
nehmen. Ist auch ein Bezugsberechtigter nicht vor-
handen oder kann sein Aufenthalt nicht ermittelt 
werden, können wir den Inhaber des Versiche-
rungsscheins zur Entgegennahme der Erklärung als 
bevollmächtigt ansehen. 

7.2 Was gilt für Mitteilungen, die sich auf das 
Vertragsverhältnis beziehen? 

7.2.1 Mitteilungen, die das Versicherungsverhältnis 
betreffen, müssen stets in Textform erfolgen. Versi-
cherungsvermittler sind zu ihrer Entgegennahme 
grundsätzlich nicht bevollmächtigt. 

7.2.2 Eine Änderung Ihrer Postanschrift oder Ihres 
Namens müssen Sie uns unverzüglich mitteilen. 
Andernfalls können für Sie Nachteile entstehen, da 
wir eine an Sie zu richtende Willenserklärung mit 
eingeschriebenem Brief an Ihre uns zuletzt bekann-
te Anschrift senden können. In diesem Fall gilt un-
sere Erklärung 3 Werktage nach Absendung des 
eingeschriebenen Briefs als zugegangen. Dies gilt 
auch, wenn Sie die Versicherung in Ihrem Gewer-
bebetrieb genommen und Ihre gewerbliche Nieder-
lassung verlegt haben. 

7.3 Welche Meldeobliegenheiten hat der Ar-
beitgeber? 

7.3.1 Der Versicherungsnehmer (Arbeitgeber) hat 
gegenüber seinen Arbeitnehmern (versicherte Per-
sonen, Versorgungsanwärter bzw. Versorgungs-
empfänger) Meldeobliegenheiten aufgrund gesetzli-
cher Regelungen (u. a. § 10a Versicherungsauf-
sichtsgesetz, § 166 Abs. 4 VVG) im Rahmen der 
betrieblichen Altersversorgung. 

7.3.2 Nach dem Gesetz müssen wir Ihre bei uns 
versicherten Arbeitnehmer über einzelne Daten der 
Versorgung direkt informieren. Hierfür ist es erfor-
derlich, dass Sie uns Name und Adresse der be-
troffenen Mitarbeiter mitteilen. Dies gilt auch für 
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Änderungen der Anschrift. Eine Verletzung dieser 
Fürsorgepflicht kann Schadensersatzansprüche 
gegen Sie auslösen. 

8 Ausschlüsse 

8.1 Was gilt bei Wehrdienst, Unruhen oder 
Krieg oder Einsatz bzw. Freisetzen von 
ABC-Waffen/-Stoffen? 

8.1.1 Grundsätzlich besteht unsere Leistungspflicht 
unabhängig davon, auf welcher Ursache der Versi-
cherungsfall beruht. Wir gewähren Versicherungs-
schutz insbesondere auch dann, wenn die Versi-
cherte Person in Ausübung des Wehr- oder Polizei-
dienstes oder bei inneren Unruhen den Tod gefun-
den hat. 

8.1.2 Bei Tod der Versicherten Person in unmittel-
barem oder mittelbarem Zusammenhang mit kriege-
rischen Ereignissen, beschränkt sich eine für den 
Todesfall vereinbarte Kapitalleistung auf die Aus-
zahlung des für den Todestag berechneten, auf 
dem Rückkaufswert basierenden Leistungsbetrag 
(siehe 5.5.3). Für den Todesfall versicherte Renten-
leistungen vermindern sich auf den Betrag, den wir 
aus dem für den Todestag berechneten Leistungs-
betrag erbringen können. 

Diese Einschränkung der Leistungspflicht entfällt, 
wenn die Versicherte Person in unmittelbarem oder 
mittelbarem Zusammenhang mit kriegerischen Er-
eignissen stirbt, denen sie während eines Aufent-
halts außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
ausgesetzt und an denen sie nicht aktiv beteiligt 
war. 

8.1.3 Bei Tod der Versicherten Person in unmittel-
barem oder mittelbarem Zusammenhang mit dem 
vorsätzlichen Einsatz von atomaren, biologischen 
oder chemischen Waffen oder dem vorsätzlichen 
Einsatz oder der vorsätzlichen Freisetzung von 
radioaktiven, biologischen oder chemischen Stoffen 
besteht keine Beschränkung unserer Leistungs-
pflicht, soweit der Einsatz oder die Freisetzung 
durch Dritte erfolgt. 
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9 Weitere Bestimmungen 

9.1 Welche Bedeutung hat der Versiche-
rungsschein? 

9.1.1 Im Versicherungsvertrag ist der Inhalt des 
Vertragsverhältnisses beschrieben. Bei Änderung 
des Vertrags erstellen wir einen Nachtrag. Mit den 
Informationen über den Versicherungsschutz, der 
an die bezugsberechtigten versicherten Personen 
auszuhändigen ist, informieren wir über den we-
sentlichen Inhalt und den Umfang des Versiche-
rungsschutzes.  

9.2 Welche Kosten/Steuern stellen wir Ihnen 
gesondert in Rechnung? 

9.2.1 Falls aus besonderen, von Ihnen veranlassten 
Gründen ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand ent-
steht, können wir Ihnen - soweit nichts anderes 
vereinbart ist - die in solchen Fällen durchschnittlich 
entstehenden Kosten als pauschalen Abgeltungs-
betrag gesondert in Rechnung stellen. 

Dies gilt beispielsweise bei 

• Durchführung von Vertragsänderungen
• Bearbeitung von nachträglichen Abtretungen

und Verpfändungen
• Rückläufern im Lastschriftverfahren
• Mahnverfahren wegen Rückständen
• Umstellung der Beitragszahlung auf Überwei-

sung/Rechnung
• versicherungsmathematischen Gutachten.

Dies gilt nur, wenn wir Sie vorher rechtzeitig über 
die Höhe der Kosten informiert haben. 

9.2.2 Die Kosten betragen ab dem 01.01.2015 bei 

• Bearbeitung von Rückläufern im Last-
schriftverfahren mangels Kontende-
ckung und bei erloschenem Konto 10 Euro, 

• Umstellung der Beitragszahlung auf
Überweisung/Rechnung jährlich 12 Euro. 

Von dritter Seite uns in Rechnung gestellte Kosten 
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(z. B. für Lastschriftrückläufe) werden wir ebenfalls 
von Ihnen einfordern. 

9.2.3 Für die Vertragsverwaltung während des Ren-
tenbezugs werden keine Kosten gesondert erho-
ben. 

9.2.4 Sofern Steuern und Abgaben aus dem Versi-
cherungsverhältnis anfallen, die Sie als Versiche-
rungsnehmer oder die Versicherte Person schul-
den, werden wir Ihnen diese belasten. 

9.2.5 Wir haben uns bei der Bemessung der Pau-
schale an dem bei uns regelmäßig entstehenden 
Aufwand orientiert. Sofern Sie uns nachweisen, 
dass die der Bemessung zugrunde liegenden An-
nahmen in Ihrem Fall dem Grunde nach nicht zu-
treffen, entfällt die Pauschale. Sofern Sie uns 
nachweisen, dass die Pauschale der Höhe nach 
wesentlich niedriger zu beziffern ist, wird sie ent-
sprechend herabgesetzt. 

9.3 Wie informieren wir Sie über den aktuellen 
Stand Ihrer Versicherung? 

Einmal jährlich informieren wir über den aktuellen 
Stand des Vertrags. 

9.4 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag 
Anwendung? 

9.4.1 Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bun-
desrepublik Deutschland Anwendung. 

9.4.2 Ergänzend zu diesen Bedingungen gelten die 
einschlägigen gesetzlichen Vorschriften. 

9.5 Wo ist der Gerichtsstand und wohin kön-
nen Sie sich bei Beschwerden wenden? 

Gerichtsstand 

9.5.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
gegen uns bestimmt sich die gerichtliche Zustän-
digkeit nach dem Sitz der für den Versicherungsver-
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trag zuständigen Niederlassung in Deutschland. 
Sind Sie eine natürliche Person, ist auch das Ge-
richt örtlich zuständig, in dessen Bezirk Sie zurzeit 
der Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder, in Erman-
gelung eines solchen, Ihren gewöhnlichen Aufent-
halt haben. 

9.5.2 Sind Sie eine natürliche Person, müssen Kla-
gen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie bei 
dem Gericht erhoben werden, das für Ihren Wohn-
sitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort 
Ihres gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Sind 
Sie eine juristische Person, bestimmt sich das zu-
ständige Gericht nach Ihrem Sitz oder Ihrer Nieder-
lassung. 

9.5.3 Verlegen Sie Ihren Wohnsitz oder den Ort des 
gewöhnlichen Aufenthalts ins Ausland, sind für Kla-
gen aus dem Vertrag die Gerichte des Staates zu-
ständig, in dem wir unseren Sitz haben. 

Beschwerden 

Falls Sie einmal Anlass für eine Beschwerde haben 
sollten, würden wir uns über eine Nachricht von 
Ihnen freuen. Gerne können Sie auch unser Kon-
taktformular auf unserer Website 
(www.swisslife.de/anregung-und-kritik) nutzen. Sie 
können sicher sein, dass wir alles tun werden, um 
Sie zufriedenzustellen. 

9.5.4 Schlichtungsstelle 

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versiche-
rungsombudsmann e. V. und nimmt an Streitbeile-
gungsverfahren vor dem Versicherungsombuds-
mann teil. Damit ist für Verbraucher die Möglichkeit 
eröffnet, zur Schlichtung den unabhängigen und 
neutralen Ombudsmann in Anspruch zu nehmen. 
Die Möglichkeit den Rechtsweg zu beschreiten, 
bleibt hierdurch für Sie unberührt. 

Versicherungsombudsmann e. V. 
Postfach 080632 
10006 Berlin 
beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Für weitere Informationen: 
www.versicherungsombudsmann.de 
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9.5.5 Aufsichtsbehörden 

Darüber hinaus können Sie sich an die Aufsichts-
behörde wenden, wenn Sie mit unserer Entschei-
dung einmal nicht einverstanden sein sollten: 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn. 

9.6 Können Sie den Versicherungsvertrag 
widerrufen? 

Über Ihr Widerrufsrecht werden Sie gesondert be-
lehrt. 

10 Welche Regelungen gelten für Ihre Beteili-
gung an den Überschüssen? 

10.1 Grundsätze und Maßstäbe für die Über-
schussbeteiligung Ihres Vertrags 

10.1.1 Ihre Versicherung gehört während der Auf-
schubdauer und während des Rentenbezugs zur 
Bestandsgruppe Renten-Sondertarife (Kollektivver-
sicherung). Entsprechend erhält Ihre Versicherung 
jährlich Anteile an den etwaigen Überschüssen 
dieser Bestandsgruppe. 

10.1.2 Die Mittel für die Überschussanteile werden 
bei der Direktgutschrift zu Lasten des Ergebnisses 
des Geschäftsjahres finanziert, ansonsten der 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnom-
men. Die Höhe der Überschussanteilsätze wird 
jedes Jahr vom Hauptbevollmächtigten für Deutsch-
land auf Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars 
nach billigem Ermessen unter Berücksichtigung 
beidseitiger Interessen festgelegt. Wir veröffentli-
chen die Überschussanteilsätze in unserem Ge-
schäftsbericht. Den Geschäftsbericht können Sie 
bei uns jederzeit anfordern. 
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10.2 Überschussbeteiligung vor Rentenbeginn 

10.2.1 Die Überschussbeteiligung besteht aus lau-
fenden Überschussanteilen (Grund- und Zinsüber-
schussanteile), einem Schlussüberschussanteil und 
der Beteiligung an den Bewertungsreserven. 

Im Todesfall, bei Rückkauf und bei Beitragsfreistel-
lung werden die Überschussanteile des laufenden 
Jahres entsprechend der vergangenen Monate des 
Versicherungsjahres anteilig berücksichtigt. 

Im Falle eines Rumpfbeginnjahres bzw. Rumpf-
endejahres berechnet sich die Höhe der ersten 
bzw. letzten Zuteilung anteilig entsprechend der 
Anzahl der Monate des ersten bzw. letzten Versi-
cherungsjahres. 

10.2.2 Laufende Überschussanteile 

Grundüberschussanteile 

Die laufenden Grundüberschussanteile werden zu 
Beginn eines Versicherungsjahres zugeteilt. Grund-
überschussanteile werden von Versicherungsbe-
ginn an erbracht. Sie werden in Prozent der Bei-
tragssumme gewährt. 

Zinsüberschussanteile 

Die Zuteilungen der laufenden Zinsüberschussan-
teile erfolgen jeweils am Ende eines Versicherungs-
jahres, erstmals am Ende des ersten Versiche-
rungsjahres. Die Zinsüberschussanteile bemessen 
sich in Prozent des Deckungskapitals zum Ende 
des Versicherungsjahres, das mit dem Rechnungs-
zins auf den Beginn des Versicherungsjahres dis-
kontiert ist. 

10.2.3 Schlussüberschussanteile und Basisbeteili-
gung an den Bewertungsreserven (Basisbeteili-
gung) 

Bei Erleben des Rentenbeginns bzw. bei Beendi-
gung vor Rentenbeginn werden zusätzlich ein 
Schlussüberschussanteil und eine Basisbeteiligung 
erbracht. 
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Zur Ermittlung des Schlussüberschussanteils bzw. 
der Basisbeteiligung werden rechnerisch fiktiv ein 
Schlussgewinnkonto und ein Basisbeteiligungskon-
to geführt. Bei Vertragsbeginn betragen das 
Schlussgewinnkonto und das Basisbeteiligungskon-
to null. Das Schlussgewinnkonto bzw. das Basisbe-
teiligungskonto begründen keinen Anspruch auf 
Gewährung von Schlussüberschussanteilen bzw. 
einer Basisbeteiligung in einer bestimmten Höhe; 
sie dienen lediglich als Hilfsgrößen zur Ermittlung 
von Schlussüberschussanteilen bzw. der Basisbe-
teiligung bei Rentenbeginn bzw. bei Beendigung vor 
Rentenbeginn. Das Schlussgewinnkonto entspricht 
einer Anwartschaft auf einen Schlussüberschussan-
teil, das Basisbeteiligungskonto entspricht einer 
Anwartschaft auf eine Basisbeteiligung. 

Jeweils am Ende des Versicherungsjahres kann 
eine Erhöhung des Schlussgewinnkontos bzw. des 
Basisbeteiligungskontos erfolgen. Diese bemisst 
sich in Prozent des maßgebenden Guthabens und 
in Prozent des Schlussgewinnkontostands bzw. in 
Prozent des Basisbeteiligungskontostands des Vor-
jahres. Dabei ist das maßgebende Guthaben das 
Deckungskapital zum Ende des Versicherungsjah-
res einschließlich Bonusdeckungskapital bzw. An-
sammlungsguthaben diskontiert mit dem Rech-
nungszins auf den Beginn des Versicherungsjahres. 
Im Falle eines Rumpfbeginnjahres bzw. Rumpfen-
dejahres berechnet sich die Höhe der ersten bzw. 
letzten Zuteilung zum Schlussgewinnkonto bzw. 
zum Basisbeteiligungskonto anteilig entsprechend 
der Anzahl der Monate des ersten bzw. letzten Ver-
sicherungsjahres. 

Zum Ausgleich von Schwankungen der Erträge aus 
Kapitalanlage, Risikoverlauf und Kostenverlauf 
können das Schlussgewinnkonto und das Basisbe-
teiligungskonto reduziert werden - spätestens je-
doch am 1. Januar des Kalenderjahres, in dem der 
Vertrag endet. 

Eine gegebenenfalls vorzunehmende Reduktion 
bemisst sich in Prozent des Schlussgewinnkonto-
stands des Vorjahres bzw. in Prozent des Basisbe-
teiligungskontostands des Vorjahres. Eine Redukti-
on kann jedoch nicht zu einem negativen Schluss- 
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gewinnkontostand bzw. Basisbeteiligungskonto-
stand führen. 

Maßgeblich für die Höhe des Schlussüberschuss-
anteils und der Basisbeteiligung ist die für das Jahr 
des Rentenbeginns in unserem Geschäftsbericht 
veröffentlichte Überschussdeklaration. 

Bei Rückkauf vor dem ersten möglichen Abrufter-
min werden ein reduzierter Schlussüberschussan-
teil und eine reduzierte Basisbeteiligung erbracht. 
Die Höhe bestimmt sich durch das Verhältnis von 
abgelaufener Aufschubdauer zu vereinbarter Auf-
schubdauer. 

10.3 Überschussverwendung vor Rentenbe-
ginn 

Abhängig vom vereinbarten Tarif können Sie sich 
bei Antragstellung für eines der nachstehenden 
Überschussverwendungs-Systeme entscheiden. 
Ein späterer Wechsel während der Aufschubdauer 
ist nur mit unserer Zustimmung möglich. 

10.3.1 Leistungserhöhung 

Die jährlichen laufenden Überschussanteile werden 
als Einmalbeitrag für eine zusätzliche Versiche-
rungsleistung verwendet, die gleichzeitig mit der 
vertraglich vereinbarten Versicherungsleistung er-
bracht wird. Der Berechnung dieser zusätzlichen 
Versicherungsleistung werden die bei Vertragsab-
schluss geltenden Rechnungsgrundlagen zugrunde 
gelegt. 

10.3.2 Verzinsliche Ansammlung 

Die jährlichen laufenden Überschussanteile werden 
verzinslich angesammelt und bei Rentenbeginn 
ausgezahlt oder verrentet. 

10.3.3 Barauszahlung 

Die jährlichen Überschussanteile werden zum Fäl-
ligkeitstermin ausgezahlt. 
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10.3.4 Beitragsverrechnung 

Die jährlichen laufenden Überschussanteile werden 
mit den fälligen Beiträgen verrechnet. Wird der jähr-
liche Überschussanteil für die Verrechnung mit den 
fälligen Beiträgen eines Jahres nicht voll benötigt, 
so wird der nicht benötigte Teil ausgezahlt. 

10.3.5 Schlussüberschussanteile und die Basisbe-
teiligung werden entsprechend der für die Versiche-
rungsleistung festgelegten Leistungsform verwen-
det. 

10.3.6 Wird das Überschussverwendungs-System 
Barauszahlung oder Beitragsverrechnung gewählt, 
kann bei Beendigung des Beschäftigungsverhält-
nisses keine versicherungsvertragliche Lösung 
gewählt werden. 

10.4 Überschussbeteiligung und -verwendung 
in der Rentenbezugszeit 

10.4.1 Die Überschussbeteiligung besteht aus lau-
fenden Grund-, Risiko- und Zinsüberschussanteilen 
sowie der Beteiligung an den Bewertungsreserven. 
Sofern Grund- und Risikoüberschussanteile nicht 
separat ausgewiesen werden, sind sie in den Zins-
überschussanteilen enthalten. 

Die Zuteilungen der laufenden Zinsüberschussan-
teile inkl. Grund- und Risikoüberschussanteile erfol-
gen jeweils zu Beginn eines Versicherungsjahres. 
Die Zinsüberschussanteile werden in Prozent des 
Deckungskapitals zum Zuteilungszeitpunkt bemes-
sen. 

Sie können sich für eines der folgenden Über-
schussverwendungs-Systeme entscheiden. Die 
Auszahlungen der Überschussrente erfolgen ent-
sprechend der vereinbarten Rentenzahlungsweise. 

Ein Wechsel des Überschussverwendungs-
Systems für den Rentenbezug muss spätestens ein 
Monat vor Rentenbeginn beantragt werden. Ein 
Wechsel des Überschussverwendungs-Systems 
während der Rentenbezugszeit ist nicht möglich. 
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10.4.2 Überschussverwendungs-System: Progress 
Plus Überschussrente 

Die garantierte Rente bleibt lebenslänglich unver-
ändert. Neben der vertraglich vereinbarten Rente 
wird eine nicht garantierte Überschussrente ge-
währt (Basis-Überschussrente). Sie setzt mit der 
ersten Rente ein und endet mit der letzten Renten-
zahlung. Sie bemisst sich in Prozent der bei Ren-
tenbeginn garantierten Rente. 

Je nach zugrunde liegenden Rechnungsgrundla-
gen, Tarif und Rentenbeginnalter können unter-
schiedliche Prozentsätze zur Berechnung der Ba-
sis-Überschussrente zur Anwendung kommen. 

Zusätzlich zur nicht garantierten Basis-Überschuss-
rente gibt es Rentensteigerungen (Progress-Über-
schussrente). Die Rentensteigerung bemisst sich in 
Prozent der erreichten Vorjahresrente, bestehend 
aus garantierter Rente, Basis-Überschussrente und 
der bereits schon erzielten Progress-Überschuss-
rente. Eine Progress-Überschussrente wird erst-
mals zu Beginn des 2. Versicherungsjahres nach 
Rentenbeginn gebildet. Eine bereits erzielte Pro-
gress-Überschussrente ist lebenslang garantiert. 

Bei Partnerrentenübergang im Rentenbezug redu-
ziert sich die gesamte Überschussrente gemäß 
dem Prozentsatz des Partnerrentenübergangs. Die 
dann fällige Partnerrente erhält ebenfalls Renten-
steigerungen (Progress-Überschussrente). 

Je nach zugrunde liegenden Rechnungsgrundla-
gen, Tarif und Rentenbeginnalter können bezüglich 
der Progress-Überschussrente unterschiedliche 
Rentensteigerungssätze zur Anwendung kommen. 

Bei Änderungen der Höhe der Überschussanteile 
kommt es bei Verträgen im Rentenbezug zunächst 
zur Anpassung des Prozentsatzes der künftigen 
Rentensteigerung (Progress-Überschussrente). 
Darüber hinaus kann auch die Basis-
Überschussrente angepasst werden. Bei Verträgen 
mit Rentenbeginn zum oder nach dem Zeitpunkt der 
Änderung der Überschussanteile kann sowohl die 
Höhe der Basis-Überschussrente als auch der Pro-
zentsatz der künftigen Rentensteigerungen neu 
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festgelegt werden. 

10.4.3 Überschussverwendungs-System: Steigende 
Überschussrente 

Die jährlichen Zinsüberschussanteile werden für 
eine Zusatzrente verwendet, die selbst wieder 
überschussberechtigt ist. Die Zusatzrente bemisst 
sich in Prozent der erreichten Vorjahresrente. Je 
nach zugrunde liegenden Rechnungsgrundlagen, 
Tarif und Rentenbeginnalter können unterschiedli-
che Prozentsätze zur Anwendung kommen. Eine 
Zusatzrente wird zu Beginn eines jeden Versiche-
rungsjahres gebildet, erstmals zu Beginn des 
2. Versicherungsjahres nach Rentenbeginn. Eine 
bereits erzielte Steigende Überschussrente ist le-
benslang garantiert.

10.4.4 Barauszahlung 

Die jährlichen Überschussanteile werden zum Fäl-
ligkeitstermin ausgezahlt. 

10.5 Beteiligung an den Bewertungsreserven 
vor Rentenbeginn 

10.5.1 Bei Beendigung des Vertrags erhält ein an-
spruchsberechtigter Vertrag den ihm zugeordneten 
Anteil an den Bewertungsreserven gemäß der je-
weils geltenden Regelung. Derzeit sieht § 153 
Abs. 3 VVG 50 % der zugeordneten Bewertungsre-
serven vor. Anspruchsberechtigt sind alle über-
schussberechtigten kapitalbildenden Versicherun-
gen bis zum Beginn des Rentenbezugs. 

Als Beendigung des Vertrags gelten Tod, Rückkauf, 
Kapitalwahl oder Übertragung auf einen anderen 
Versicherer. Bei aufgeschobenen Rentenversiche-
rungen, die in den Rentenbezug übergehen, gilt der 
Rentenübergang als Zuteilungstermin für die Betei-
ligung an den Bewertungsreserven. 

Verteilungsfähige Bewertungsreserven 

10.5.2 Zunächst ermitteln wir die verteilungsfähigen 
Bewertungsreserven unseres Unternehmens. Ver-
teilungsfähig sind Bewertungsreserven nur in dem 
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Umfang, dass ein Versicherungsunternehmen sei-
ner sich aus dem Versicherungsrecht ergebenden 
Verpflichtung, die dauerhafte Erfüllbarkeit der Ver-
träge sicherzustellen (§ 213 VAG), noch nachkom-
men kann. Der gemäß § 139 VAG zu ermittelnde 
Sicherungsbedarf wird dabei berücksichtigt. 

Die verteilungsfähigen Bewertungsreserven ermit-
teln wir zeitnah zum Zuteilungstermin. 

Verteilungsschlüssel 

10.5.3 Mit Hilfe eines Verteilungsschlüssels wird 
derjenige Anteil der verteilungsfähigen Bewertungs-
reserven ermittelt, der dem jeweiligen (Teil-)Be-
stand der anspruchsberechtigten Verträge zuzuord-
nen ist. Weitere Informationen zur Ermittlung des 
Verteilungsschlüssels finden Sie in unserem Ge-
schäftsbericht. 

Kapitalertragsschlüssel 

10.5.4 Die einem (Teil-)Bestand zugeordneten Be-
wertungsreserven werden mittels einer Bemes-
sungsgröße (Kapitalertragsschlüssel) auf die ein-
zelnen Verträge des (Teil-)Bestands aufgeteilt und 
zugeordnet. Weitere Informationen zur Ermittlung 
des Kapitalertragsschlüssels finden Sie in unserem 
Geschäftsbericht. 

10.5.5 Der nach Anwendung des Kapitalertrags-
schlüssels ermittelte Betrag der Bewertungsreserve 
wird (gemäß § 153 Abs. 3 VVG) bei Beendigung zur 
Hälfte zugeteilt und fällig. 

Basisbeteiligung an den Bewertungsreserven 

10.5.6 Der gemäß 10.5.1 bis 10.5.5 als Beteiligung 
an den Bewertungsreserven für den Zuteilungster-
min beschriebene Betrag wird am Ende des Kalen-
derjahres vor dem Zuteilungstermin prognostiziert 
und teilweise in Form der Basisbeteiligung gemäß 
10.2.3 deklariert und in unserem Geschäftsbericht 
veröffentlicht. Diese für das laufende Versiche-
rungsjahr deklarierte Basisbeteiligung ist Teil der 
gemäß 10.5.5 fälligen Beteiligung an den Bewer-
tungsreserven. Übersteigt die deklarierte Basisbe-
teiligung die Beteiligung an den Bewertungsreser-
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ven gemäß 10.5.5, so wird die Basisbeteiligung als 
Beteiligung an den Bewertungsreserven fällig. 

Verwendung 

10.5.7 Der gemäß 10.5.6 fällige Betrag wird bei 
Wahl der Kapitalleistung oder bei Tod bzw. Rück-
kauf ausgezahlt. Bei aufgeschobenen Rentenversi-
cherungen, die in den Rentenbezug übergehen, 
wird die Beteiligung an den Bewertungsreserven 
gemäß 10.5.1 bis 10.5.5 zur Erhöhung der Rente 
verwendet. Der Differenzbetrag, um den die Basis-
beteiligung gemäß 10.5.6 die Beteiligung an den 
Bewertungsreserven übersteigt, wird, soweit er 
nicht zur zusätzlichen Sicherung der Rentenfinan-
zierung einzusetzen ist, ebenfalls zur Erhöhung der 
Rente verwendet. 

10.6 Beteiligung an den Bewertungsreserven 
ab Rentenbeginn 

10.6.1 In der Rentenbezugszeit erhält die Haupt-
versicherung eine Beteiligung an den Bewertungs-
reserven gemäß § 153 Abs. 1 und 3 VVG. Diese 
Beteiligung führt zu einer Erhöhung der laufenden 
Überschussbeteiligung aller Verträge in der Ren-
tenbezugszeit. Bei der Festlegung der Überschus-
santeilsätze wird die jeweilige Bewertungsreserven-
situation berücksichtigt. 

Verteilungsfähige Bewertungsreserven 

10.6.2 Zunächst ermitteln wir die verteilungsfähigen 
Bewertungsreserven unseres Unternehmens. Ver-
teilungsfähig sind Bewertungsreserven nur in dem 
Umfang, dass ein Versicherungsunternehmen sei-
ner sich aus dem Versicherungsrecht ergebenden 
Verpflichtung, die dauerhafte Erfüllbarkeit der Ver-
träge sicherzustellen (§ 213 VAG), noch nachkom-
men kann. Der gemäß § 139 VAG zu ermittelnde 
Sicherungsbedarf wird dabei berücksichtigt. Die 
verteilungsfähigen Bewertungsreserven ermitteln 
wir auf Basis der Bewertungsreservensituation der 
zurückliegenden Monate. 

Daraufhin wird bestimmt, zu welchem Anteil die 
verteilungsfähige Bewertungsreserve dem (Teil-
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)Bestand der Verträge in der Rentenbezugszeit 
zuzuordnen ist. Weitere Informationen zur Ermitt-
lung des Anteilsatzes finden Sie in unserem Ge-
schäftsbericht. 

10.6.3 Die verteilungsfähigen Bewertungsreserven 
des Unternehmens werden mit diesem Anteilsatz 
multipliziert und ergeben die verteilungsfähigen 
Bewertungsreserven für den Teilbestand der Ver-
träge in der Rentenbezugszeit. 

10.6.4 Dieser Betrag gemäß 10.6.3 wird mit dem 
Verhältnis der garantierten Jahres-Rentenleistung 
zur Deckungsrückstellung aller bestehenden Ver-
träge in der Rentenbezugszeit multipliziert und den 
Rentenauszahlungen zugeordnet. 

Verwendung 

10.6.5 Der gemäß 10.6.4 ermittelte Betrag wird im 
Sinne von § 153 VVG zur Hälfte als laufender 
Überschuss zur Erhöhung der Überschussrente des 
Bestands entsprechend dem Überschussverwen-
dungs-System des jeweiligen Vertrags verwendet 
und führt so zur Erhöhung Ihrer laufenden Rente. 
Die hierfür ermittelten Erhöhungssätze werden auf 
volle 0,05 % kaufmännisch gerundet. Die sich ins-
gesamt ergebenden Überschussanteilsätze werden 
im Geschäftsbericht veröffentlicht. 

10.7 Information über die Höhe der Über-
schussbeteiligung 

Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von 
vielen Einflüssen ab. Diese sind nicht vorhersehbar 
und von uns nur begrenzt beeinflussbar. Wichtigster 
Einflussfaktor ist dabei die Zinsentwicklung des 
Kapitalmarkts. Aber auch die Entwicklung des ver-
sicherten Risikos und der Kosten sind von Bedeu-
tung. Die Höhe der künftigen Überschussbeteili-
gung kann also nicht garantiert werden. Sie kann 
auch Null Euro betragen. Über die Entwicklung Ihrer 
Überschussbeteiligung werden wir Sie jährlich un-
terrichten. 
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11 Welche Besonderheiten gelten nach Been-
digung des Beschäftigungsverhältnisses? 

Scheiden Sie als Versicherte Person vor Eintritt des 
Versicherungsfalls aus den Diensten Ihres Arbeit-
gebers aus und liegen die Voraussetzungen der 
versicherungsvertraglichen Lösung vor, wird Ihnen 
die Versicherungsnehmer-Eigenschaft der Versi-
cherung übertragen. Der Versicherungsausweis 
wird durch einen individuellen Versicherungsschein 
ersetzt. Der Kollektivversicherungs-Vertrag ist dann 
für diese Versicherung nicht mehr maßgeblich. 

Sie können Ihre Versicherung beitragsfrei oder bei-
tragspflichtig fortsetzen. Der zuletzt vereinbarte 
Beitrag darf dabei nicht überschritten werden. 

11.1 Inwieweit können Sie über Ihre Versiche-
rung verfügen? 

11.1.1 Ansprüche aus diesem Versicherungsver-
trag, die im Rahmen einer betrieblichen Altersver-
sorgung entstanden sind oder entstehen, dürfen Sie 
weder abtreten noch beleihen. Eine Kündigung führt 
zur Beitragsfreistellung. 

11.1.2 Ansprüche, die aus Beiträgen der privaten 
Fortsetzung nach Beendigung des Beschäftigungs-
verhältnisses entstehen, dürfen Sie abtreten, belei-
hen und kündigen. 

11.1.3 Diese Versicherung dürfen Sie auf keine 
andere Person übertragen, außer auf den neuen 
Arbeitgeber, sofern die Voraussetzungen dafür 
vorliegen. 

11.2 Können Sie Zuzahlungen leisten? 

11.2.1 Sie können vor Rentenbeginn mehrmals 
Zuzahlungen leisten, nicht jedoch zugunsten dieser 
bestehenden Versicherung. Wir werden Ihnen einen 
Vorschlag mit dann gültigen Rechnungsgrundlagen 
und Annahmerichtlinien außerhalb dieser Versiche-
rung unterbreiten. 
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11.3 Welche Möglichkeiten der Überbrückung 
können Sie bei Zahlungsschwierigkeiten 
nutzen? 

11.3.1 Vorbehaltlich der zum jeweiligen Zeitpunkt 
bei uns geltenden Regelungen und vertragsbezo-
gener Voraussetzungen, z. B. Vertragszustand und 
ausreichender Rückkaufswert, stehen zur Verfü-
gung:  

• Stundung der fälligen Beiträge
• befristete Beitragsfreistellung
• Beitragsfreistellung mit anschließender Wie-

derinkraftsetzung. 

11.4 Können Sie Ihre Versicherung beitragsfrei 
stellen oder kündigen? 

11.4.1 Sie können Ihre Versicherung im Rahmen 
der Bestimmungen gemäß 5.4 beitragsfrei stellen. 
Es gelten die dort genannten Fristen und Mindest-
summen. Während einer Elternzeit, Arbeitslosigkeit 
oder lang andauernder Krankheit gilt keine beson-
dere Mindestsumme. 

11.4.2 Sie können Ihre Versicherung jederzeit vor 
Rentenbeginn kündigen. Für den Teil des Versiche-
rungsvertrags, der den Regelungen des BetrAVG 
unterliegt, führt die Kündigung zur Beitragsfreistel-
lung zum Schluss der laufenden Versicherungspe-
riode entsprechend den Regelungen gemäß 5.4. 
Für den Teil der Versicherung, der aus Beiträgen 
der privaten Fortsetzung nach Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses entstanden ist, führt 
die Kündigung zur Auszahlung des Leistungsbe-
trags gemäß 5.5.3. 

11.4.3 Erfolgt die Beitragsfreistellung oder Kün-
digung, nachdem die Versicherungsnehmer-
Eigenschaft auf Sie übertragen wurde, beträgt 
der vereinbarte Abzugsatz 0,05 %. Ab dem versi-
cherungstechnischen Alter von 60 Jahren verzich-
ten wir auf einen Abzug. 

11.4.4 Eine Kündigung während des Rentenbezugs 
ist nicht möglich. 
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11.5 Welche Festlegungen gelten für die Über-
schussbeteiligung? 

11.5.1 Ihre Versicherung gehört nach Beendigung 
des Beschäftigungsverhältnisses zur Bestands-
gruppe Einzelversicherung-Rente. Entsprechend 
erhält Ihre Versicherung jährlich Anteile an den 
etwaigen Überschüssen dieser Bestandsgruppe. 

11.5.2 Das bei Beendigung des Beschäftigungsver-
hältnisses festgelegte Überschussverwendungs-
System wird bis zum Rentenbeginn beibehalten. 

11.5.3 Für der Rentenbezugszeit können Sie zwi-
schen dem Überschussverwendungs-System Pro-
gress Plus Überschussrente und Steigende Über-
schussrente wählen. 


